
Stenographischer Bericht
der

fünfnnd-reißlgsten Sitzung des Landtages zu Laibach
am 26. M ay 1863.

Anwesende: V o r s i t z e n d e r :  v. Wur zbach ,  Landeshauptmann-Stellvertreter von Kram. — Regicrungs- Com- 
missär: Landesrath Ro t h .  —  Säinmtlichc Mitglieder, mit Ausnahme der Herrn Landeshauptmanns Freiherr v. 
C o d e l  l i , des Herrn Fürstbischofs D r. W i d in c r , dann des Herren Abgeordneten: Anton Graf v. A u e r s p e r g ,  
D  e s ch in a n n , Ob r es  a, D r. Reche r. —  Schriftführer: V i l h a r .

Tagesordnung : 1. Lesung des Sitzung« - Protokolls vom 25. Mürz. — 2. Dritte Lesung des Sttaßcn - Concurrcnz - Gesetzes. — 3. 
Bericht über den Antrag des Herrn Dr. Toman ans Einführung der Schwurgerichte. — 4. Bericht de« Landes - Ausschusses über die An­
sprüche der Triester Commune bezüglich der VerpflcgSgcbühren für Gebärende und Findlinge. — 5. Antrag des Landes - Ausschusses aus 

Bewilligung einer Nachtrags-Dotation Pr. 2783 fl. 21/, kr. aus dem Grundentlastungs - Fondc.

Beginn der Sitzung 10 Ahr 30 Minuten Vormittags.

KandcShaupt.-Stcllv. v. Wur zbach :  Ich constatirc die 
Beschlußfähigkeit der hohen Versammlung und eröffne die 
Sitzung. Ich bitte den Herrn Schriftführer um die Vor­
lesung des letzten Protokolls. (Schriftführer Vilhar liest 
dasselbe. Nach der Vorlesung.) Wird etwas gegen die 
Fassung des Protokolls erinnert? (Nach einer Panse.) 
Wenn nicht, so erkläre ich cs für genehmigt.

Es ist mir vor der Sitzung folgende Interpellation an 
die Landesregierung zngcstcllt worden. Dieselbe lautet:

„Wie —  laut des letzten Berichtes der hiesigen Han­
dels - und Gcwcrbekammcr —• seit der Eröffnung der E i­
senbahn von Laibach nach Triest der Speditionöhandcl in 
Laibach und beziehungsweise der Karstbcwohner, ebenso ist 
mit der Eröffnung der Eisenbahn von Steinbrück nach 
Agram und Sissck, der Weinhandel im Möttlinger- und 
Tschcrncmblcr-Boden lahm gelegt, und diese Gegend mit 
einer Bcvölkerungözahl über 30000 Seelen in seinem Vcr- 
kehröleben völlig isolirt worden.

Vorhin bezog Oberkrain für sich selbst, ebenso Jn- 
nerkrain zum Thcil für sich selbst, thcils aber für Triest 
den Weinbcdarf aus dem Möttlinger- und Tschcrnembler- 
Bodcn, denen hiedurch eine namhafte Einnahme - und Er­
werbs - Quelle zufloß und die leichtere Tragung der diesem 
Boden auferlcgten überhohen Lasten ermöglichte. Seit der 
Eröffnung der Stcinbrück-Sisscker-Eisenbahn ist diese Ein- 
nahms - und Erwerbs-Quelle versiegt, weit die Wcinspe- 
culantcn cs verziehen, ihren Weinbcdarf mittelst der Eisen­
bahn aus Croaticn zu beziehen, wo ihnen eine billigere, sicherere 
und schnellere Verfrachtung der Ware zu Guten kommt.

Die ohnehin sehr arme Bevölkerung des Möttlinger« 
und Tscherncmbler - Bodens geht hiedurch einer sichern 
völligen Verarmung entgegen, wenn nicht thunlichst bald 
Abhilfe geschafft wird.

XXXV. kandtag« - Sitzung.

Wie eben die „Agramcr-Ztg" berichtet, hat das H. 
k. k. Ministerium für Handel - und Volkswirthschast den 
Bau einer Eisenbahn von Semlin nach Vinkovee, Diakovar, 
l’ozeg, Sissek, K a r l s t a d t  und F i u m c zu bewilligen und 
die schnelle Ausführung derselben binnen zwei Jahren 
anzuordnen geruht.

Ein Anschluß Krains, bezüglich seiner südöstlichen 
Gegenden an die projcctirtc und bewilligte Eisenbahn von 
Karlstadt nach Fiume würde also als außerordentlich wün­
schenswert!) erscheinen, und dicß dadurch ermöglicht werden, 
daß die besagte Eisenbahn an den Eulpa - Ufern geführt 
würde.

Hiedurch würde die A u s f u h r  des oft in sehr großer 
Menge erzeugten W e i n e s ,  der in bedeutender Mäch­
tigkeit vorkommenden S t e i n k o h l e , des M e r k a n t i l -  
Ho l zes ,  des H o n i g s ,  des W e i n s t e i n s ,  der ge- 
d ö r r t c n  Z w  c ts chkcn, des Guß eis cn S und der M  a- 
sch i nenwaren ,  ferner die E i n f u h r  von G e t r e i d e  
und M  c h l  aus dem Banate, wovon in den untern brot- 
armen Gegenden viel bcnöthigt wird, der E i senerze  
und des S a l z e s  vermittelt und dem Vcrkchrslebcn neue 
Nahrung gegeben werden.

Es ergeht sonach an die H. Landesregierung die An­
frage, ob dieselbe geneigt sei, mit dem Aufgebote aller 
ihrer Autorität und mit allen ihr zu Gebote stehenden 
Mitteln dahin zu wirken, daß die Eisenbahntracirung von 
Karlstadt gegen Fiume, infoferne nicht dagegen politische 
oder strategische Bedenken obwalten, an den Eulpa-Ufern 
stattfinde, und zu dem Zwecke ausgeführt werde, daß bas 
Land Krain mit 'seinen südöstlichen Gegenden in daS öster­
reichische Eisenbahnnetz einbezogen und sohin der Wvhlthaten 
eines erhöhet«! Verkehrslebens theilhaft werde?
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Diese Interpellation wurde unterschrieben von den

terrett Abgeordneten: Johann Kapelle, Guttman, Brolich, 
romer, Johann Toman, D r. Johann Skedl, D r. Lovro 

Toman, Otto Baron Apfaltrern, L ilh a r, Conrad Locker, 
Alois Äüllley, L. C. Lnckmann, Math. Golob, Wurzbach, 
Derbitsch, Jombart, S trah l, D r. Suppan.

Regierungs - Commissär R o t h :  Ich kann dem H. 
Hanse nur mittheilen, daß bisher der Regierung von einer 
einschlägigen Verhandlung nichts bekannt ist.

P r ä s i d e n t :  W ir kommen zum ersten Gegenstände 
der heutigen Tagesordnung, nämlich zur dritten Lesung des 
Straßcuconcurrenz-GcsctzeS. Ich bitte den Herrn Bericht­
erstatter das Conenrrcnz-Gcsctz nach dem letzten Beschlüsse 
vorzutragen.

Abg. M u l l e y :  (Liest:)

wirksam für das Herzogthum Kram, 

betreffend
- ie  Herste llung und E rh a ltu n g  der nicht ä ra r ia l-  

öffentlichen S tra ß e n  und W ege.

M it Zustimmung des Landtages Meines Herzogthumes 
Kraiu, finde Ich anzuordnen wie folgt:

l. Von den Straße» und Wegen überhaupt.

§. 1.
Einteilung der Straßen und Wege.

Die öffentlichen Straßen und Wege, deren Ban und 
Erhaltung nicht aus dem Staatsschätze bestritten wird, sind:

») Landesstraßen,
b) Concurrcuzstraßen,
c) Geincindestraßen und Wege.

§. 2.
Landesstraßen.

Landesstraßen sind jene Straßen, welche wegen ihrer 
Wichtigkeit für den Verkehr des Landes durch ein Landes­
gesetz als solche erklärt werden. §. 16.

§. 3.
Loucurrenzstraßen.

Concurrcuzstraßen sind jene Straßen, welche, ohne 
Landesstraßen zu sein, wegen ihrer Wichtigkeit für den Ver­
kehr größerer Landstriche, als solche durch ein Laudesgesetz 
erklärt werden.

§• 4.
Gemeiudcstraßen und Wege.

Gemeindestraßen und Wege sind jene öffentlichen Straßen 
und Wege, welche die Verbindung im Inner» der G e ­
meinde oder mit benachbarten Gemeinden Herstellen, und 
im letzteren Falle nicht in eine der in den vorstehenden 
Paragraphen genannten zwei Kategorien von Straßen ge­
reiht sind.

§. 5.
Briicken - und Kunst - Bauten.

Brücken - und andere Kunstbauten sind in der Regel 
als Theile der betreffenden Straßen zu behandeln.

Ausnahmsweise können aber auch dieselben mit Rück­
sicht aus ihre Wichtigkeit und Kostspieligkeit als selbststän­
dige Bauobjectc behandelt und einer ändern Kategorie an­

gehörig erklärt werden, als zu welcher die betreffende 
Straße gehört.

§• 6 .
Coustruction der Straßen.

Landes - und Concurrcuzstraßen sind in der Regel 
chausftemäßig und in einer Fahrbreite von mindestens 15 Fuß 
herzustellen.

Gcmciudcsahrtwege müssen für das in der Gemeinde 
gewöhnlich vorkommende Fuhrwerk entsprechend hergestellt 
und erhalten werden.

II. Bestreitung der Kosten für den Sa», Umbau und 
die Erhaltung der Straße» und Wege.

§• 7.
Kosteubestrcitnng bei Landesstraßen.

Die Kosten der Herstellung der Landesstraßen werden 
aus dem Landesfondc bestritten, ebenso die Auslagen für 
deren Erhaltung, insoweit letztere nicht durch das Manth- 
erträgniß gedeckt sind.

§. 8 .
Kostenbestreitung bei Coucurrenzstraßen.

Die Herstellung, so wie die Erhaltung der Concnr- 
renzstraßen, insoweit letztere nicht durch das Mautherträg- 
niß gedeckt ist, hat mittelst Coucurrcuz jener beteiligten 
Gemeinden, welche durch das Landcsgcsetz hiezu verpflichtet 
werden, in der Art zu geschehen, daß die BarauSlagen 
für Materialien, Kunstbauten u. dgl. durch Geldbeiträge, 
welche jedoch nie 10 pCt. der dircctcn l. f. Steuern in einem 
Jahre übersteigen dürfen, die Handlanger - Arbeiten und 
Fuhren aber durch Naturalleistungen der concurrcnzpflichti- 
gen Gemeinden bestritten werden.

§. 9.
Insoweit das Landeögcsetz nicht mit Rücksicht auf 

die größeren oder geringere« Vortheile der Gemeinden etwas 
Anderes bestimmt, sind die Geld - und Natnralleistnnge» 
auf die einzelnen Gemeinden nach Maßgabe ihrer gestimmten 
Vorschreibung an dircctcn l. f. Steuern zu vcrthcilcn. I n ­
nerhalb der einzelnen Gemeinden wird die Aufbringung 
der Leistungen, wie jedes andere Gcmcinbccrfordcruiß be­
handelt.

§• 10.
Bei besonders wichtigen oder kostspieligen Concnrrcnz- 

straßcn können von dem Landtage den betreffenden Ge­
meinden Beiträge zu bereit Bau oder Erhaltung aus dem 
Laudesfoude bewilliget werde«.

§• 11.
Wenn eine Landes - oder Concurreuzstraße eine O rt­

schaft durchzieht, so trifft diese Ortschaft jener Theil der 
Auslagen allein und ausschließlich, welcher sich ans einer 
kostspieligeren Constrnctiousart dieser Straßeiistrecken bloß 
aus Rücksicht für die Ortsbewohner durch Pflasterung, E r­
richtung von Canälen und ändern Vorrichtungen ergibt, 
und als entbehrlich unterbleiben würde, wenn die Straße 
nicht im Orte, sondern im Freien sich befände. Hat diese 
Ortschaft eine Pslastcrmanth, so muß sie die Dnrchfahrts- 
strcckc ganz auf eigene Kosten bestreiten.

§. 12.
Schneeschauflung.

Die Schneeschauflung aus Landes- und Cvncnrrcnz- 
straßcn ist von jenen Gemeinden unentgeltlich zu besorgen.



bereit Gebiet nicht eine Meile von der Straße entfernt 
ist. Welche Gemeinden sohin, und bezüglich welcher Straßen- 
strccken dieselben concnrrenzpflichtig sind, wird für jede ein­
zelne Straße mit Rücksicht auf die örtlichen nnd sonstigen 
Verhältnisse, und zwar bei Landesstraßen vom Landesans- 
schusse und bei Concurrenzstraßen vom Straßen - Comitv 
ermittelt und festgesetzt.

§. 13.
Kostcnbestrcitung bei Gcmcindcstraßcn und Wegen.

Jede Ortsgemeinde ist verpflichtet, die nothwendi- 
gcii Gemcindeftraßen und Wege innerhalb ihres Gebietes 
herzustcllen und zu erhalten; übrigens ist die bisherige 
Uebnng in der Erhaltung der Gemcindestraßen und Wege 
von Seite der hiebei betheiligten Ortschaften in der Regel 
mich fernerhin beizubehalten. —

§. 14.
Die Herstellung und Erhaltung der Gcmcindcstraßcn 

und Wcge ist eine innere Gemeindeangelegenheit, und sind 
für die Aufbringung der hiezu erforderlichen Geld - oder 
Arbeitsleistungen die Bestimmungen des Gemeindegesetzes 
maßgebend.

§. 15.
Privatrechtliche Verpflichtungen.

Die in besonder« Rechtstiteln gegründeten Verpflichtun­
gen bleiben bezüglich jeder Kategorie von Straßen aufrecht.

III. Compctc») in Ztrasmi - Ängclegcichcitrn.
§. 16.

Anlage, Verwaltung und Auflassung der Landes - nnd Coiicnrrcnz-
Straßen.

Die Einreihung einer schon bestehenden Straße in die 
Kategorie der Landes- oder Concurrenzstraßen, die Be­
stimmung über die Anlage einer neuen derlei Straße, die 
Feststellung der Coueurreuz (§§. 8 nnd 9), die Auslassung 
einer schon bestehenden Landes - oder Concnrrenzstraßc er­
folgt durch ein Landesgcsctz.

Dcr Einbringung eines solchen Landesgesetzes muß 
die erforderliche Verhandlung mit den Betheiligten nnd in 
Absicht ans die öffentlichen und militärischen Rücksichten die 
Vernehmung der einschlägigen Behörden vorangehcn.

§. 17.
Dic Baudurchführung, sowie die gcsammtc technische 

und ökonomische Verwaltung der Landesstraßen gehören in 
den Wirkungskreis des Landes - Ausschusses.

§. 18.
Für jede Eonenrrenzstraße, nnd wenn bei der B i l ­

dung der Concurrenzen durch das Laudesgesetz mehrere 
Concurrenzstraßen in ein und dieselbe Concurrcnz einbe- 
zogen werden, für jeden solchen Concnrrcnzstraßcn - Com- 
plcx wird ein eigenes Straßen-Comitö ausgestellt, welchem 
die Baudurchführung, die gesammte technische und ökono­
mische Verwaltung, sowie die Aufsicht über den Zustand 
der betreffenden Straße zukömmt.

§. 19.
Dieses Straßen - Comitu besteht aus fünf bis höch­

stens sieben Mitgliedern, welche durch die Vorstände der be­
treffenden concnrrenzpflichtigen Gemeinden mittelst absoluter 
Stimmenmehrheit auf dic Dauer von sechs Jahren ge­
wählt werden.
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Ueberdieß hat derjenige, der im Concnrrenzgebiete 
die höchste directc Stcncr bezahlt, das Recht, selbst oder 
durch einen Bevollmächtigten ohne Wahl in das Comitv 
mit Stimmberechtigung einzutreten, sowie es auch bei 

; Straßen, zu deren Erhaltung ein Beitrag aus dem Lan- 
i desfonde geleistet w ird, dem Landes - Ausschüsse überlassen 

bleibt, in das Comite anch Ein Mitglied zu ernennen. 
Sämmtliche Mitglieder haben dieses Geschäft nnent- 

! zeitlich zu versehe».
Für die hiemit verbundenen nothwendigen Barans- 

lagen wird ihnen der Ersatz aus dem Eoncurrcnzsonde 
geleistet.

§• 20.
Das Straßen-Comitö ist für die Angelegenheiten der 

Concurrenzstraßen (§. 18) das beschließende und überwa- 
j  chende Organ.

Dasselbe hat auch den Voranschlag festzustellen und 
die Jahresrechnung zu erledigen. Dessen Beschlüsse werden 
durch absolute Stimmenmehrheit gefaßt und find für die 
betheiligten Ortsgemeinden bindend.

§. 21.
Das Comitv wählt auö seiner Mitte einen Obmann 

alö vollziehendes Organ. Dieser hat das Präliminare zu 
verfassen, die Rechnung zu legen und die Casse unter M it­
sperre eines Comitö-Mitgliedes zu führen. Jede Ortsge­
meinde hat das Recht, von der erledigten Rechnung Ein­
sicht zu nehmen.

§. 22.
Beschwerden von Seite der Ortsgemeinde gegen Ver­

fügungen des Comito's und gegen die Rechunngserledigun- 
gen gehen an den Landes-Ausschuß. Die Laudeöstelle ist 
berechtiget, ans gewichtigen Gründe» das Straßen-Co- 
mit» im Einvernehmen des Laudes-Auöschusses auszulöseu, 
und binnen 14 Tagen eine ueue Wahl zu veranlassen.

§• 23.
Straßciibcmauthung.

Die Bewilligung zur Straßen- und Brückenbemauthung, 
sowie die Entscheidung bei Streitigkeiten bezüglich der Be­
freiung von Mauthgebühren, Aufstellung oder Versetzung 
der Mauthschraukeu u. s. w. bleiben bezüglich jeder Kate­
gorie von Straßen der Landesvertretung mit Zustimmung 
der Staatsverwaltung Vorbehalten.

§. 24.
Expropriation.

Das Erkeimtniß über Expropriationen steht nach Maß­
gabe der dießfallö bestehenden Gesetze und Verordnungen 
den politischen Verwaltungsbehörden zu.

§. 25.
Aufsichtsrecht dcr politischen Behörden.

Die politischen Behörden sind berechtiget und ver­
pflichtet, darauf zu dringen, daß die öffentlichen Straßen 
im gesetzlich vorgeschriebcncn Zustande erhalten werden, 
nnd daß die Benützung derselben für Jedermann unge­
hindert bleibe.

») In  den Fällen aber, wo durch das Vorgefundene Stra­
ßengebrechen die Commuuieation gehemmt oder, —  

l>) die Sicherheit der Person oder des EigenthumeS ge­
fährdet ist, liegt den politischen Behörden ob, die er­
forderliche Abhilfe von den hiezu zunächst verpflichte­
ten Organen in Anspruch zu nehmen, und bei Ge-
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fahr am Verzüge, ober, wenn die Abhilfe nicht recht­
zeitig geleistet w ird, dieselbe unmittelbar auf Kosten 
der Verpflichteten zu treffen.

§. 26.
Schlnßbestimmung.

Die Ucbergangsbestimmungen, welche bei Einführung 
dieses Gesetzes, und insbesondere bezüglich der Ucbergabc 
der hiernach zu behandelnden Straßen und der dermaligcn 
Bezirkskasscn an die künftig zu deren Verwaltung ausgestell­
ten Organe nothwcndig erscheinen, bilden den Gegenstand 
einer speciellen Vereinbarung zwischen dem Landes-Aus­
schüsse und der Landesregierung.

P r ä s i d e n t :  Ich stelle nun nach §. 43 der Ge­
schäftsordnung die Anfrage, ob Jemand der Herren einen 
Antrag dicßfalls zu stellen hat über das gerade vorgclescnc 
Gesetz? (Nach einer Pause.) Wenn nicht, so bitte ich 
jene Herren, welche das vorliegende Gesetz in seiner dritten 
Lesung im Ganzen anzunehmen belieben, sich gefälligst zu 
erheben. (Geschieht.) Er ist angenommen.

W ir kommen zum dritten Gegenstände der Tagesord­
nung: Bericht über den Antrag des Herrn D r. Toman 
auf Einführung der Schwurgerichte. Ich crtheile dem 
Herrn Berichterstatter das Wort.

Berichtcrst. D r. S  u p p a n : (Liest.)
I n  der 17. Sitzung hat Dr. Toman mit 20 Genossen 

folgenden Antrag cingcbracht:
„ I n  Erwägung, daß die Wiedereinführung der Schwur­

gerichte in Krain in Rücksicht der Cultur-, socialen und poli­
tischen Verhältnisse sehr wünschcnswerth ist;

in Erwägung, daß die Umänderung der gegenwärtig 
geltenden Strafproccß - Ordnung auf Grund verfassungs­
mäßiger Principien dringend nothwcndig erscheint und von 
der hohen Staatsrcgicrung auch solche in Aussicht gestellt 
wurde, stellt der Landtag des Herzogthums Krain im Sinne 
der Landesordnung den Antrag:

Die hohe Staatsrcgicrung wolle, wo möglich, in der 
nächsten Rcichsrathsession eine Strafproceßordnnng mit Auf­
nahme der Geschworncn - Gerichte für die öffentlichen und 
die schwereren Privatverbrechen, so wie für alle durch 
Druckschriften begangenen strafbaren Handlungen zur ver­
fassungsmäßigen Behandlung vorlcgcn."

Der in der 20. Sitzung zur Vorbcrathnng dieses An­
trages gewählte Ausschuß mußte vor Allem die Frage in 
Erwägung ziehen, ob der H. Landtag berufen sei, sein Votum 
in dieser Angelegenheit abzngcbcn; er stieß jedoch mit der 
Bejahung derselben auf keine Schwierigkeiten, da abgesehen 
von den Erklärungen, die vom k. k. Justizministcr und dem 
!. k. Staatsministcr im Reichsrathc zu verschiedenen Malen 
abgegeben wurden, daß in dieser Angelegenheit die Land­
tage befragt werden sollen, das Recht hiezu nach §. 19 
L.-O. überhaupt nicht in Frage gestellt werden kann.

Der Ausschuß bekannte sich mit Stimmcncinhclligkcit 
zur Ueberzeugung, daß das gegenwärtige Strafverfahren 
weder den Anforderungen der Wissenschaft entspreche, noch 
mit den Formen des konstitutionellen Lebens im Einklänge 
stehe, und daß eine zeitgemäße Verbesserung nur durch die 
Einführung des Institutes der Gcschworncn-Gcrichtc bewerk­
stelliget werden könne.

Die Vorzüglichkeit dieses Institutes wird dem Prin­
cipe nach nur noch von einer verschwindend kleinen Minder­
zahl angefochtcn, im Allgemeinen aber als eine unbestrittene 
Wahrheit anerkannt und wir sehen cs daher in allen Staaten 
eingeführt, welche auf Civilisation Anspruch machen.

Die Schwurgerichte kräftigen die öffentliche Moral, 
beleben den Rechtssinn des Volkes, sie vermehren dessen 
Achtung vor Gesetz und Richtcrthum, erhöhen bas Ver­
trauen zur Strafrechtspflege, befestigen das Band zwischen 
Volk und Regierung und sind vorzüglich geeignet zur Rea- 
lisirung dcö Zweckes des Strafverfahrens, zur Auffindung 
der materiellen Wahrheit; sic sind endlich ein noth- 
wendigcS Postulat und die Ergänzung jeder Verfassung, 
indem sic die Theilnahmc des Volkes an der Ausübung 
der Strafrechtspflege voraussctzen, und den einzigen wirk­
samen Schutz für die freiheitliche Entwicklung und für die 
Hauptbcdingung des constitutioncllen Lebens —  die freie 
Presse —  bilden.

Ebensosehr als der Ausschuß die Vortrcfflichkcit der 
Schwurgerichte im Allgemeinen anerkennt, ebensosehr mußte 
er deren Einführung in Krain befürworten.

Der nüchterne praktische S inn , die Verstandesschärfe 
der Bevölkerung unseres Landes lassen keinen Zweifel übrig, 
daß selbe den nöthigcn Culturgrad erlangt habe und alle 
jene Fähigkeiten besitze, die bei Geschworncn vorausgesetzt 
werden, und der Umstand, daß selbe zum übcrwicgcnsten 
Theile einem und demselben VolkSstamnic, einem und dem­
selben Religionsbekenntnisse angchört, gibt die vollkommenste 
Bürgschaft, daß Reibungen und Feindseligkeiten, wenn 
solche auf die Wirksamkeit dieses Institutes überhaupt einen 
nachteiligen Einfluß üben könnten, doch hicrlands nicht zu 
besorgen sind.

Von dem Patriotismus der Bevölkerung steht cö zu 
erwarten, daß sie die mit der Theilnahmc an der Aus­
übung der Strafrechtspflege verbundene Last willig auf sich 
nehmen werde, und so kann man einer gedeihlichen Ent­
wicklung dieses Institutes im Lande Krain mit dein vollsten 
Vertrauen entgegen sehen, so wie cö sich bereits während 
der kurzen Zeit seines Bestandes unzweifelhaft bewährt hat.

Den Umfang der strafbaren Handlungen anbclangcnd, 
welche der Eompctenz der Schwurgerichte znznwciscn wären, 
glaubte sich der Ausschuß im Wesentlichen ebenfalls im 
Sinne dcö Antrages anssprechen, diese Eompctenz jedoch 
auch auf die Vergehen politischer Natur ausdehnen zu sollen.

Die Consequcnz würde zwar die Zuweisung aller straf­
baren Handlungen an die Schwurgerichte fordern; allein 
Gründe der Zweckmäßigkeit sprechen dagegen und die Rück­
sicht auf die Geschworncn, denen man die Last möglichst 
erleichtern muß, die Rücksicht auf Ersparung an Zeit und 
Kosten und endlich die Rücksicht ans die Angeklagten selbst, 
welche bei geringer« strafbaren Handlungen die möglichst 
schnelle Beendigung des Strafverfahrens wünschen müssen, 
erheischen cs, daß von den Privatverbrcchcn nur die schwe­
ren dieser Eompctenz zugewiesen werden.

Dagegen erschien cö unbedingt nothwcndig, sämmtliche 
Verbrechen'und Vergehen, welche politischer Natur sind, 
sowie alle durch Druckschriften begangenen strafbaren Hand­
lungen an die Gcschworncn-Gerichtc zu verweisen; beim in 
den erster« Fällen erscheint immer der Staat selbst entweder 
in seiner Gcsannnt-Organisation oder in einzelnen Trägern 
und Organen angegriffen und eS ist hiebei nothwcndig, 
auch den Schein zu vermeiden, daß hier der Staat als 
Richter in seiner eigenen Sache auftrctc, damit jeder Ver­
dacht einer Parteilichkeit beseitigt werde, welcher entstehen 
müßte, wenn der Staat selbst durch die von ihm besol­
deten Organe über die gegen ihn und seine Träger gerich­
teten Angriffe entscheiden würde, und das im konstitutio­
nellen Leben unentbehrliche Vertrauen zur öffentlichen Ge­
walt auch nicht durch den S  ch e i n einer Parteilichkeit ge­
schwächt werde. Dieselbe Rücksicht tritt auch bei allen durch 
die Presse begangenen strafbaren Handlungen ein und hier



ist es noch insbesondere das Princip der Freiheit der Presse 
als eines wesentlichen Erfordernisses jedes constitutionellen 
Staates, welche die Zuweisung aller durch sie begangenen 
Delikte an die Schwurgerichte erheischt, da selbes nach den 
allerwärts gemachten Erfahrungen nur in diesem Falle 
vollständig gewahrt werden kann. Der Ausschuß stellt hienach 
den Antrag:

Der hohe Landtag wolle beschließen:
Der Landtag des Herzogthums Kraiu erkennt in 33c* 

rücksichtiguug der Cultur-, socialen und politischen Verhältnisse 
des Landes die Wiedereinführung der Geschwornen-Gerichte 
in Strafsachen für Krain als wünschenswerth und stellt 
daher auf Grund des §. 19 litt, b) Landes-Orduung den 
Antrag:

Die hohe Staatsregierung wolle, wo möglich in der 
nächsten ReichSrathssession eine Strafproccßordnnng mit 
Aufnahme der Geschwornen-Gerichte für die schweren Pri- 
vatverbrechen, ferner für alle Verbrechen und Vergehen 
politischer Natur, so wie. für alle durch Druckschriften 
begangenen strafbaren Handlungen zur verfassungsmäßigen 
Behandlung vorlegen.

P r ä s i d e n t :  Nach §. 22 der Geschäftsordnung ent­
fällt die General < Debatte. Als Redner ist eingeschrieben 
Herr Abg. v. Strahl. Ich erthcile ihm das Wort.

Abg. v. S t r a h l :  Im  bürgerlichen Leben, sowie im 
Leben und in der Entwicklung der Staatöinstitntionen ist 
sicherlich die Mode ein wichtiger Factor. Wer sich diesem 
rollenden Rade der Zeit entgcgenstellcn würde, dem könnte 
mau im Vorhinein zurufeu, daß alle seine Versuche ver­
gebens, alle seine Bemühungen erfolglos seien. Denselben 
Zuruf würde ich an mich selbst richten müssen, in dem 
Augenblicke, als ich mir daS Wort erbeten habe, um dem
Anträge meines verehrten Freundes D r. Suppau entgegen-
zutreten. Wenn ich demungeachtet cs versuchen w ill, meine 
Anschauung darzustcllen, so möge mich der Umstand einer 
23jährigen praktischen Erfahrung ans dem Felde der Justiz 
vor dem Vorwurfe wahren, daß ich mich unberufen in diese 
Debatte gedrängt habe. Ich will hier nicht wiederholen, 
was in 100 und 100 Abhandlungen über den Werth und 
Unwerth der Geschwornen-Gerichte geschrieben und gedruckt 
worden ist.

Ich will mir nur die Bemerkung erlauben, daß auch 
ich die Institution der Schwurgerichte in der abstracten 
Idee für den Gipfelpunkt einer gesunden Rechtspflege an­
sehe und seit jeher angesehen habe. Denn, wenn das 
Object der strafbaren Handlung das beleidigte Recht der 
bürgerlichen Gesellschaft ist, dann ist cs sicherlich ganz sach­
gemäß, daß die bürgerliche Gesellschaft durch ihre gewählten 
Vertreter sich über den Bestand des Rechtsbruches ans- 
spreche: mit ändern Worten, daß die gewählte Jury ihr
Verbiet fälle. Allein, soll dieses Institut seinem idealen
Zwecke in der Wirklichkeit nachkommen, so sind nach meiner 
Anschauung zwei Grundbedingungen wesentlich erforderlich; 
die eine ist: ein reges Interesse der Bevölkerung au der 
Rechtssprechung der Gerichtshöfe selbst; die zweite, daß das 
Rechtsgefühl gewissermaßen in Fleisch und B lu t des Volkes 
übergegangen sein muß, um die Geschworenen unter den 
heranstürmenden verschiedenen Einflüssen der objektiven 
Wahrheit treu zu erhalten. Ich verwahre mich feierlich 
gegen die Unterstellung, als hielte ich das Volk in Krain 
r  ü cf f i ch t l i ch seines C u l t u r g r a d e s  für nicht ge­
eignet zu Geschworenen.

Ich verwahre mich, als wollte ich einen Unterschied 
machen hier zwischen dem slovenischen Volke und dem 
deutschen Steiermärker, dem Kärntner oder Oesterreicher 
überhaupt. Dennoch glaube ich, daß keine dieser Bedin­

gungen Hierlands bereits vorliege. Wer jemals Gelegen­
heit gehabt hat, die immer leeren Säle unserer Gerichte 
zu durchschreiten; wer es erfahren hat, wie selbst die Bürger 
der Landeshauptstadt es für eine Last halten, als Ver­
trauensmänner zu den Eriminal * Verhören beigezogcn zu 
werden; wer cs weiß, wie die Geschworenen während des 
kurzen Bestandes der Schwurgerichte in Krain Bitten und 
Geldopfer nicht gescheut haben, um den Staatsanwalt und 
die Vertheidigung zu vermögen, zu ihren Gunsten von 
ihrem Recusations- Rechte Gebrauch zu machen; wer alle 
die Aeußerungeu dcs Unmuthes gehört hat, welche laut 
geworden sind, wenn die Geschworenen aus Wochen, ja 
ans Monate ihre Beschäftigung verlassen mußten, mit diesem 
Ehrenamte nachzukommen, der keimt sich unmöglich dem 
Gedanken hingeben, daß die Einführung des Geschworenen- 
Gerichtes dem Volke ein gefühltes, ein warmcmpfundencö 
Bedürfnis! sei. Im  Gegentheile, ihm muß sich die Bcsorgniß 
aufdrängen, daß mit der Einführung des Geschworenen- 
Gerichtes dem Volke nicht ein Geschenk,  sondern eine 
neue Last gebracht würde.

Und wie steht cs mit der zweiten Grundbedingung? 
Täuschen wir uns nicht, meine Herren! Die Aufgabe des 
Richters ist eilte schwierige, sie ist eine hochwichtige. Ehre, 
Freiheit, Leben, die kostbarsten Güter des Menschen, sic 
werden durch seinen Ausspruch getroffen.

Wer da nicht gestählt wäre gegen die hereinbrechenden 
Einflüsse der Furcht, des Mitgefühls oder der Aversion; 
wer cs nicht gelernt hat, zwischen den widerstreitenden 
Bestrebungen der Anklage und der Vertheidigung den rothen 
Faden der objcctivcn Wahrheit stets im Auge zu behalten; 
wer, ich möchte sagen, nicht geübt ist, seine eigene Persön­
lichkeit zu vcrläiigncn, der möge es nach meiner Meinung 
bleiben lassen, sich auf den Richterftuhl zu setzen, denn er 
läuft Gefahr, selbst be i m besten W i l l e n  ein unge­
rechtes Urtheil zu fällen. (Bravo.) Die Erfahrung mögt 
mir zur Seite stehen, wenn ich diese Behauptung aus­
gesprochen habe.

Blicken wir nach Belgien, dem Lande, wo die cott» 
stitutionellen Formen seit Langem eingeführt, dem Lande, 
welches bekanntlich als Musterstaat in konstitutioneller Hin­
sicht hingestellt worden ist. In  Belgien wurde als Grund 
der Aushebung der Todesstrafe vorzüglich der hervorgehoben, 
daß die Erfahrung gelehrt hat, wie viele ungerechte Urtheite 
durch die Vermittlung der Geschworenen gefällt worden sind.

Auch hierlandö hat die Erfahrung itt dieser Richtung 
einige Beweise für sich aufzuführen. Es ist bekannt, daß 
cs eine gewisse Gattung von Verbrechen geben wird, ich 
meine damit die Eingriffe in das Eigcnthuin, welche die 
Geschworenen jederzeit bereit finden wird, im großen Ganzen 
ihr Schuldig anszusprecheu. Es gibt andererseits Verbrechen, 
namentlich solche der Widersetzlichkeit gegen die öffentlichen
Organe, gegen die Vollzugs - Organe, gegen Förster,
Gcnsd'armeu n. s. w., welche in der Regel straflos aus-
gehen würden.

Es fei mir gestattet, aus meiner eigenen Erfahrung 
hier ein Paar Fälle zu erwähnen, die in einer und der­
selben Schwurgerichts - Session sich ereignet haben.

Der Angeklagte hat gestanden, einem zur Assistenz 
des Gerichtes verwendeten Gensd'arntett bei der Brust 
gepackt, ihm den Untschtouugriemen zerrissen zu haben. 
M it diesem Geständnisse waren auch die Bedingungen seiner 
Vcrurthcilung gegeben.

Allein die Geschworenen, welche sich in einer gereizten 
Stimmung dein Vollzugs - Organe gegenüber befanden, 
haben auf die Frage, ob cs wahr fei, daß der Angeklagte 
den Gcitsd'arntcn bei der Brust gepackt, daß er ihm den
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Umschwmigriemcn zerrissen hat, diese Fragen zum Staunen 
des Angeklagten selbst verneint.

Ein zweites M a l haben die Geschworenen einen des 
Verbrechens des Raubes Angeklagten verurtheilt bloß auf 
die Hinsicht hin, daß der Beraubte eidlich angab, er habe 
beim aufflackernden Scheine seines Kellcrfcuers den Ange­
klagte» für seinen Angreifer erkannt.

Der Gerichtshof hat über ihn in Folge des Schnld- 
spruches der Geschworenen eine 12jährige schwere Kerker­
strafe verhängt. Ich war damals Vorstand des Collegial- 
Gcrichtes in Treffen. Kurz nach der Bcrnrtheilnug drang 
zu meinen Ohren das Gerücht, dieser Mann sei nnschnldig 
verurtheilt worden. Ich hielt es für meine Pflicht, diesem 
Gerüchte nachznforschen, und es gelang nicht ohne Mühe, 
die vollständige Unschuld dieses Menschen zn erweisen; 
es gelang, de» wirklichen Thäter zur Strafe zu bringen; 
cs gelang, auf diese Art ei» Opfer zu retten. Es wurden 
allerdings sogleich die nöthigen Vorkehrungen getroffen, 
daß dieser Mensch der Freiheit zurückgcgcben werde; allein 
gebrochen am Körper und am Geiste überlebte er nur wenige 
Wochen feine Freilassung.

Ich w ill damit nicht behaupten, daß die Urtheils- 
sprüche der geprüften Richter nicht ebenso hin und wieder 
Mißgriffe sich zu Schulden kommen lassen.

So lange Menschen über Menschen richten, haben 
ihre Urtheile immer nur einen relativen Werth. Allein 
gegen den Ausspruch des Richters gibt cs einen hohem 
Iustauzzug, cs gibt die Berufung an die Obergcrichte ; — 
gegen den Wahrspruch der Geschworenen gibt cs kein Ret- 
tuugsmittcl, außer das der Cassation wegen Formgebrechen.

Ich frage, wer von uns wird feine heiligsten In ter­
essen in die Haud von Männern geben, welche— ich ver­
wahre mich gegen die Unterstellung: aus Absicht —  son­
dern folgend den natürliche» Einflüssen nnd Gcmüths- 
bcwcgnngcn, doch nicht jene Gewähr des richtigen Erken- 
ncnS für sich haben, als geprüfte Richter, welche sich zur 
Aufgabe ihres Lebens gestellt haben, dcn Spuren des 
Verbrechens uachzuforfchen, das Gewicht der VerdachtS- 
gründe gegenseitig abznwägen. In  den Acten des Criminal- 
Gerichtes können die Herren Sittenzeuguisse finden, mehr 
als eines des Inhaltes, daß der Angeklagte sich des besten 
Leumundes erfreue; er sei zwar zu wiederholten Malen 
wegen des Verbrechens des Holzdiebstahles abgestraft worden, 
allein dieses betrachte man für keine entehrende Handlung, 
dieses mache feinem gutcu Leumnnde, feiner bürgerlichen 
Achtung kcincu Eintrag. Ich glanbc, meine Herren, im 
Angesichte dieser e i nen Thatsachc gercchtfcrtiget zn sei«, 
wenn ich meinen bescheidenen Zweifel ausspreche, ob das 
Rechtsgefühl so in das Leben gedrungen sei, um eine 
Gewähr für die Richtigkeit des Unheiles der Geschworenen 
zu haben.

Man hat die politische Seite dieser Institution hervor- 
gehoben. Ich anerkenne zum Theil das, was darüber bemerkt 
worden ist, allein einen ursächl i chen Zusammenhang 
zwischen deu konstitutionellen Institutionen und dcn Schwur­
gerichten kann ich nicht finden. Ich verweise ans Frankreich; 
dort bestehen die Schwurgerichte, und doch ist dort die 
Presse mundtodt, und über die constitntionellen Einrich­
tungen, über die constitutionelle Freiheit mögen die Depor- 
tirten von Cayenne nnd Lambcssa Antwort geben.

Man hat neulich gesagt, daß sogar in Rußland 
Gcschworuen - Gerichte bestehen.

Wohlan! wenn dieses der Fall ist, dann mögen mir 
die hochherzigen edlen Polen alö Blutzeugen für die Wahr­
heit einstchen, daß die Gefchwornen-Gerichte und dir cou-

stitutionelle Freiheit in keinem ursächlichen Zusammen* 
hange sind.

Ich w ill nicht von dem Kostenpunkte reden, der im 
letzten Ende auch wieder von der Steuerkraft des Landes 
getragen werden muß; ich will nur einen sehr wichtigen 
Umstand berühren, der für mich vielleicht der W e s e n t ­
l ichste ist, mich gegen die Einführung der Schwurgerichte 
auszusprechen.

Ich erblicke darin eine Verletzung der R e c h t s ­
g l e i ch h e i t ,  eine Verletzung der R e c h t s e i n h e i t ; ich 
sehe keinen Grund, warum Jener, der in einer Gemüths- 
ausregnng einen Ändern körperlich beschädiget hat, dem 
ordentlichen Richter, ein Anderer aber, der durch die Presse 
ein Vergehen begangen, der durch die Presse den guten 
Rainen seines Reichsten in den Koth getreten, der durch 
die Presse an allen Grundpfeilern der staatlichen nnd bür­
gerlichen Ordnung gerüttelt hat, warum dieser einem privi- 
iegirteii Gerichtsstände, dem Gcschworncngcrichtc zur Abur- 
theilung zugewiesen werden soll.

Ich glaube, wen« Geschwoniengerichte überhaupt 
eingeführt werden, so müssen sie in Oesterreich überall 
angeführt werden, denn es würde nur die Einheit des 
Rechtes verloren gehen, wenn in der einen Provinz mit­
telst der Geschworenen, in der ändern ohne Geschworene 
gcurthcilt würde. Wollen Sic, meine Herren, durch ihr Votum 
zur Besserung der Jnstizpflege überhaupt beitragen, dann 
streben sie vor Allem die schnelle Durchführung der Tren­
nung der Administration von der Justiz an; dann streben 
sie vor Allem an, die Einführung der Collegialgcrichtc im 
Lande, die Beseitigung der Beweisthcorie in der Straf- 
prozeßordunng und insbesondere eine ze i t gemäße Re­
vision des m a t e r i e l l e n  Theiles der Strasprozedur.

Obwohl ich übrigens hier gegen die Schwurgerichte 
gesprochen habe, so bin ich schon derzeit in gewisser Hinsicht 
ein Geschworener, das ist, ein gefch w o r c n c r  Feind 
von jeder unnützen Zcitzcrfplittcruug; dcßhalb schließe ich, 
ohne noch weiter die Geduld des hohen Hauses in Anspruch 
zu nehmen, und erlaube mir den Antrag:

Der hohe Landtag wolle beschließen:
„ In  Erwägung, daß hierlands weder ein dringendes 

Bedürsniß, noch ein allgemeiner Wunsch zur Einführung 
der Schwurgerichte sich geltend gemacht hat;

in der Erwägung, daß es überhaupt im Interesse der
Rechtspflege liege, RechtSeinheit im ganzen österreichischen 
Kaiserstaate hcrznstellen;

in Erwägung, daß somit die Frage über die Einfüh­
rung ober Nichteinführung der Schwurgerichte keine locale 
oder provinzielle fci, werde zur Tagesordnung iibtrgcgangcn."

P r ä s i d e n t :  Wird der so eben vorgclcscnc Vcrta- 
gungöantrag des Herrn v. Strahl unterstützt?

Ich bitte jene Herren, welche ihn unterstützen, sich ge­
fälligst zn erheben. (Geschieht.) Er ist unterstützt.

Wünscht noch Jemand das Wort?
Abg. D r. T  0 m a n : Ich bitte um das Wort.
Ich habe wahrlich nicht gedacht, daß sich irgend eine 

Stimme gegen die Einführung der Gefchwornen-Gerichte 
in diesem hohen Landtage erheben werde.

Ich will nicht auf das Beispiel der Nachbarländer, 
in welchen vielleicht für die Gefchwornen-Gerichte nicht so 
günstige Verhältnisse als in nnserm Lande sind, Hinweisen, 
in deren Landtagen der Beschluß auf Einführung der Gc- 
schwornen - Gerichte einhellig gefaßt worden ist, z. B . m 
Kärnten, Steiermark und Tirol, wo ganz andere politische 
Verhältnisse, wie z. B . in T iro l, und andere nationale 
Beziehungen, wie in T iro l und Steiermark und auch in. 
Kärnten, vorhanden sind, aus welche die Staatsregierung,



wenigstens eine Rücksicht hinsichtlich der Einführung der 
Geschwornen-Gerichte nehmen zn wollen scheint.

Nachdem Einwendungen von Seite eines gewiegten 
Richters gegen die Einführung der Geschwornen - Gerichte 
gemacht worden sind, ist es uothweudig, dieselben einer 
Prüfung zu unterziehen, ob irgend ein Gehalt in diesen 
Einwendungen ist. Ich für meine Person habe meine lieber« 
zengnng nicht im Geringsten, aber auch nicht im kleinsten 
Puncte dadurch ändern können, was vorgebracht wurde. 
Im  Gegeutheile haben mich in meiner ursprünglichen An­
schauung die Motive des Herrn Abg. v. Strahl sehr be­
deutend bestärkt, und wenn ich bisher nicht für die Ge° 
schworueu-Gcrichtc gestimmt gewesen wäre, so hätte dieses 
mich wahrlich dafür gestimmt. (Lachen links, Heiterkeit im 
Centrum.)

Es ist zuerst die Bemerkung gemacht worden, daß 
bei neuen Einrichtungen in Staaten alles mehr oder we­
niger eilte Mode ist. Was ist der Begriff der Mode?

Mode kann wahrscheinlich nur abgeleitet werden, von 
dem Worte „Modus", eine Art und Weise, eine tempo­
räre Anschauung, Laune, Liebhaberei. Nun, meine Herren, 
wenn das eine Mode ist, daß seit Jahrhunderten die 
Schwurgerichte auf dem Kontinente und namentlich auf 
der freiheitlichen Insel Albion bestehen, dann ist die Mode 
eine solche, welche sich so bewährt hat, daß sie verdient, 
von allen Völkern und allen Staaten nachgeahmt zn wer­
den, dann dürfte aber auch diese Institution nicht gebührlich 
mit dem Namen Mode bezeichnet werden, welcher Ausdruck 
heute mehr oder weniger auf die Fetzen, die ein Mensch auf 
seinen Leib hängt, angcwcndct wird. Eine 23jährige rich­
terliche Erfahrung ist ein schöner Zeitraum, um sich An­
schauungen zu sammeln für diese oder jene Art der Gerichte, 
für das richterliche Collegium, oder für das Gcschwornen- 
Gericht. Aber was ist eine 23jahrigc Erfahrung eines einzelnen 
Mannes, lind möge er noch so hellen Geistes und so war­
men Herzens sein, gegen eine mehr denn 100jährige Erfah­
rung der Völker? Die Völker, die Geschwornen - Gerichte 
besitzen, haben sich eine solche Anschauung von den Ge­
schwornen - Gerichten gemacht, daß sie dieselben um keinen 
Preis hingeben würden!

Wenn in hundert und hundert Werken über die Wich­
tigkeit, über die Vorzüglichkeit der Geschwornen - Gerichte 
■geschrieben worden ist, so ist das nur ein Beweis, wie 
sehr dieser Gegenstand alle jene Rechtslehrer beschäftigte, 
wie sehr sich die Männer des Rechtes und der rechtSpoliti- 
schcn Gesinnung und Anschauung bemühen, um allcrwärts 
die Wohithat der Geschwornen-Gerichte begreiflich zu ma­
chen. Ich glaube nicht, daß so viele hundert und hundert 
Werke gegen die Geschwornen - Gerichte geschrieben wor­
den wären.

Wenn weiter die Geschwornen - Gerichte der Gipfel­
punkt der richterlichen Entscheidung über strafbare Hand­
lungen sind, dann weiß ich nicht, warum wir nicht nach 
diesem Gipfelpunkte streben möchten; dann wünschte man 
gehört zu habe», was uns denn jetzt vor der Hand dazu 
führen soll, und ich habe dafür das nicht vernommen. Denn 
die Momente, welche aufgczählt borden sind, auf welche 
ich später kommen werde, diese sind nicht gleicher Art mit 
den Geschwornen-Gerichten, sie sind Institutionen und Ein­
richtungen anderer A r t , ganz abgesehen von den Geschwor­
nen-Gerichten. —

Es ist gesagt worden, daß die Praxis dem Ideale 
nicht nachkommen, das Ideal nicht erfassen und verwirklichen 
kann, und dieses vorzüglich nicht leicht, weil zwei Bedin­
gungen zu der Möglichkeit uothweudig sind, welche Bedin-
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gütigen, wie schließlich bemerkt worden ist, in nnsertn Volke 
nicht vorhanden sind.

Als erste dieser Bedingungen ist ein reges Interesse 
der Bevölkerung an der Gerichtswege, und als zweite 
Bedingung ein RechtSgefühl, welches in Fleisch und B lu t 
übergegangen ist und die Geschworenen vor allen Einflüssen 
sichert, ausgestellt worden.

Es nützt nichts, nachträglich zu sagen, ich will littfcrm 
Volke nicht itachfagcu, daß es nicht ein RcchtSgcsnhl hätte, 
daß es nicht scharfen Geistes und richtiger Anschauung wäre, 
weu» ich zwei Bedingungen anfstelle, ivelche uothweudig 
sind, für die Einführung der Geschwornen-Gerichte im 
Volke, und sage, die Geschwornen-Gerichte sind nicht ein- 
zttführen, weil dieses Volk die Eigenschaften, die Bedin­
gungen nicht auszuweisen hat. Dagegen habe ich in der 
ersten Motivirnng viel gesprochen und möchte das nicht 
wiederholen, nur möchte ich im Namen des Volke« den 
Protest erheben, daß unser Volk nicht so auögebildet sei 
in der Civil- oder Eriniinal-RechtSpflege, als überhaupt 
ein anderes Volk, und daß unser Volk nicht ein so leben­
diges und warmes Rechtsgefühl habe, als irgend ein Volk 
in Oesterreich oder iu Europa.

Wen» man sagt, das Rechtsgefühl muß iu Fleisch 
und B lu t übergegangen sein, so ist schon dadurch die un­
richtige Auffassung des Wesens der Geschwornen - Gerichte 
constatirt worden.

Daö Rechtsgefühl kann nicht ins Fleisch und B lu t 
erst übergehen, das Rechtsgefühl muß n priori im Menschen 
liegen; und es liegt, wie ich schon ein M al bemerkt habe, 
in einem primitiven und unverdorbenen Menschen mehr, 
als in einem Menschen, welcher ans Strafrechtsbüchern, 
oder aus der modernen Lectüre, oder aus irgend welchen 
Bildnngsbüchern und Schriften sich eine solche Anschauung, 
oder modernes Rechtsgefühl eingesogen hat. Das Volk in 
seinem primitiven Zustande hat gewiß ein wärmeres, leben­
digeres, reineres Rechtsgefühl, welches mehr dem Natur- 
rechtsgefühl entspricht, als irgend ein Anderes, welches 
durch andere Einflüsse modcrirt, oder alterirt worden ist.

Eö ist angeführt worden, zum Beweise dieser Behaup­
tung, daß selbst Bürger in Laibach so wenig Theilnahme, 
so wenig Lust und Freude an den Geschwornen-Gerichten 
sich zu betheiligen gezeigt haben.

Meine Herren! W ir sitzen hier im Landtage und wir 
kommen mit Fleiß unserer Aufgabe nach, aber so manchen 
von uns hat vielleicht dann und wann schon ein Unwille, 
ein Widerwille ersaßt, wenn er sah, wie seine Geschäfte 
zu Hanse brach liegen, wie er nebst feiner öffentlichen Auf­
gabe seiner persönlichen speciellen Ausgabe nicht mehr nach- 
kommen kann; —  das mnß zum Opfer gebracht werden, 
was an unserer Person, an unserem Berufe klebt; und so 
mnß der Bürger im Staate auch lernen, sein Schärslein 
beizutragen zu einer reinen und guten Jnstizpflege, zur 
Möglichkeit der Ein» und Durchführung der Geschwornen- 
Gerichte.

Es ist nicht wahr, daß dem Volke kein Geschenk durch 
die Geschwornen-Gerichte gemacht, sondern eine Last auf­
gelegt werde. Was süß schmeckt, verwandelt sich gewöhn­
lich in Bitterkeit, und was bitter ist, nützt dem Menschen 
mehr.

Die Last, die die Staatsbürger jetzt tragen, werden 
sie wohl ausgewogen finden durch die Vorthcilc der Ge- 
schworucn-Gcrichte, und werden dieselben wirklich zu schätzen 
wissen, wenn sie sie einige Jahre besessen haben, und wenn 
sie im Staude sein werden, sich von der Nützlichkeit der 
Geschwornen-Gerichte zu überzeugen.
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Es ist zur zweiten Bedingung gesagt worden, daß es 
für Jemand sehr schwer ist, Richter zu sein. Wer nicht 
gegen alle Einflüsse der Anklage und Vertheidigung gestählt 
ist, der könne cs bleiben lassen, sich auf den Richterftuhl 
zu setzen. Das beziehe ich dahin, daß der vom Staate be­
stellte Richter ein unfehlbarer Mann, ein jedem Einflüsse 
unzugänglicher Mann ist, der nur unbedingt nach dem 
Rechte entscheidet.

Ich w ill dem Richterstande durchaus nicht nahe treten; 
aber die Richter werden unter sich sehr gut auch Männer 
zu bezeichnen wissen, welche nicht so unbedingt gestählt sind i 
gegen solche Einflüsse, und ist cs denn immer im Willen 
des Menschen gelegen, gerecht zu fein? Selbst in dem 
Willen des bestellten Richters nicht, weil, wenn er noch so | 
richtige Anschauungen des Strafgesetzes hätte, sich doch schon , 
ein Präjudiz im Beginne der Vernehmung ober der Vcr- : 
Handlung gegen irgend eine Person, gegen oder für den 
Angeklagten in seiner Seele bilden kann. Es ist ferner der 
geschworene Richter nicht mit allen Funktionen betraut, welche 
ein Richter, der vom Staate bestellt ist, zu üben hat. Ihm  
muß ja das Factum in alle Details früher erwogen, früher i 
vernommen, geprüft, zusammcngestcllt, so klar hingelcgt 
werden, daß er ja mit seinem gesunden Verstände, mit j  

seinem richtigen Rcchtsgefiihle recht entscheiden kann. Ihm  ; 
ist ja nicht die Aufgabe gestellt, nach dem Factum For­
schungen zu machen, sondern gerade die Richter, die auch 
noch mit sungiren, die müssen früher bestießen sein, den 
Gegenstand der fraglichen und der strafbaren Handlung um 
desto genauer einzeln und speciellcr zu erwägen, und ver- j 
stündlich in Details als Ganzes dann hin vor das Ge- i 
schwornen-Gericht zu bringen. So bleibt ihm auch nicht ; 
noch das Ausmaß der Strafe, auch das bleibt noch dem 
Richter.

Würbe man einen gemeinen Mann ohne Kcnntniß des 
Strafgesetzes und der Strafproccßordnung hin aus den Stuhl 
des vom Staate bestellten Richters mit allen dessen Func­
tionen hinstellen, das wäre ein anderes. Allein so weit 
erstrecken sich die Gcschwornen - Gerichte in keinem Lande, 
und das wäre auch eine Unmöglichkeit.

Am allerwenigsten hat mich das Beispiel Belgiens 
belehren können, daß die Gcschwornen - Gerichte gefährlich 
sind für des Menschen Ehre, Freiheit und Leben.

Wenn man in Belgien aus dem Grunde —  ich will 
annehmen, was vorgcbracht worden ist, obwohl ich keine Gc- 
währschaft dafür habe —  wenn in Belgien ans dem Grunde 
die Todesstrafe aufgehoben wurde, weil einzelne unrichtige, 
oder vielleicht scharfe Verbiete gefällt worden sind, dann, 
meine Herren, ist cs klar bewiesen, daß man in Belgien 
lieber die Todesstrafe aufgehoben hat, als die Gcschwornen, 
welche vielleicht in dem einen oder im ändern Falle ein un­
richtiges Verbiet gefällt haben, beseitiget zu haben. So 
groß ist die Wirkung, die Nützlichkeit der Geschworncn- 
Gerichte, daß man sic trotz des Fehlers, den sie begangen, 
dennoch bestehen ließ, aber die Todesstrafe abgcschafst hat. 
Das ist doch ein klarer Beweis, wie das aufgeklärte Volk 
in Belgien mit den Gefchwornen« Gerichten es hält!

Die Fälle hinsichtlich des Gensd'armcn, hinsichtlich des 
Raubes sind zwei so vereinzelte, unbedeutende Fälle, daß 
man aus den Blättern der Romane, aus den Acten der 
Criminalverhandlungcn und aus anderen Büchern und Er­
fahrungen der Gegenwart und Vorzeit ganz andere, schla­
gendere Fälle entgegen bringen könnte, wo die vom Staate 
bestellten Richter falsche Entscheidungen über Ehre, über 
Freiheit und über das Leben der Menschen gefällt haben. 
Ich weiß einige solche Fälle, aber ich lege kein Gewicht 
auf die Aufzählung derselben, weil alles menschliche Richten

endlich schwach und irrthümlich ist, aber weniger jenes, 
wo das freie Volk, das ganz unabhängig ist, über seine 
Mitbürger richtet, als wo vom Staate bestellte Richter, 
welche wenigstens in Beziehung auf öffentliche Verbrechen 
und Vergehen nicht so frei, nicht so unabhängig sind, als 
die Gcschwornen zu Gerichte sitzen. In  dieser Beziehung 
habe ich neulich mir erlaubt, bei der Motivirung vorzu­
bringen , wie sehr der Umstand, wenn er wahr ist, daß 
die Gcschworncn-Gerichte Fälle gemeiner Verbrechen zu 
schwer und zu hart beurtheilcn, gegenüber der ändern Er­
fahrung noch vorzuziehen ist, daß die vom Staate bestell­
ten Richter politische Verbrecher zu hart, und gemeine Ver­
brecher zu linde strafen.

Ich habe nachgcwiesen, wie ein politischer Verbrecher, 
der im Verdachte steht, die Rcgicrungssorm, oder die Ver­
fassung angegriffen zu haben, nicht so das Leben und die 
Gestaltung der menschlichen Gesellschaft in Beziehung der 
Wohlfahrt gefährdet, weil vielleicht heute die oder jene 
politische Ansicht die gedrückte, morgen die herrschende sein 
kann, als die Ursachen und Wirkungen der gemeinen Ver­
brechen, deren böse Folgen sich in die Familien fort und 
fort, oft noch in die folgenden Geschlechter ziehen.

Wenn die Sittcnzcugnissc oft von den Gcschworncn- 
Gcrichtcn über einen Leumund nicht gewürdigt worden sind, 
dürften die Gcschwornen gute Gründe und bessere eigene Er­
fahrungen gehabt haben, man weiß, wie oft Leumunds- 
Zeugnisse ausgestellt werden; man weiß auch, daß das 
Leumunds - Zeugniß auch nicht immer von den Gerichten 
rcspcctirt werde.

Was ist die politische Seite, die auch hcrvorgchoben 
worden ist, und wo Frankreichs Muster ausgestellt worden 
ist? Ich möchte fragen, ob die in Cayenne sitzenden ver- 
nrthciltcn unglücklichen Franzosen vor einem Gcschworncn- 
Gcrichtc gestanden sind? Wären sie vor einem Gcschworncn- 
Gcrichtc gestanden, dann hätte sie das Loos nicht in der 
Art und Weise getroffen, daß sie gar nicht vor einen 
Richter gekommen, sondern in Folge eines Polizcigcsctzcs 
ohne Gericht in das Grab lebendig hinübergeführt worden 
sind. Diese Anführung ist eine unrichtige und hat gar 
keinen Werth, im Gcgcnthcile bestärkt sic mich in der An­
sicht, daß, wenn die fraglichen Unglücklichen vor die Ge- 
schworncn-Gerichte gestellt worden wären, wie es in einer 
anderen Zeit der französischen Größe geschehen wäre, sie 
gewiß nicht dieses traurige Schicksal erlitten hätten.

Warum sich die Presse eines besonderen Schutzes er­
freuen soll? Sie soll sich nicht eines ausschließlichen Privi­
legiums erfreuen, denn der Antrag ist ausgedehnter hin­
sichtlich der Gcschworncn-Gerichte; aber die Presse ist ein­
mal eine Macht, sie ist eine Macht der Verbreitung der 
Gedanken, der Anschauungen, und ein Volk, welches in 
der Entwicklung begriffen ist, wird nicht übersehen, wie noth- 
wcndig cs ist, die Presse zu schützen vor den Verfolgun­
gen, die sie vorzüglich von einer Regierung erleiden kann.

Ich will in Oesterreich auf die letzte Vergangenheit 
anspielcn. Wer theilt unter den Herren nicht meine innerste 
Ucberzcugung, daß hinsichtlich der Presse, welche nicht die 
Regicrungsform, sondern nur einzelne Thcile der Ver­
fassung angegriffen hat, zu scharf vorgegangcn worden ist, 
im Interesse des Staates zu scharf, weil vielleicht die be­
züglichen Vcrnrthcilnngcn weniger Nutzen für den Staat 
hcrvorgerufen haben, als vielleicht eine renitentere Oppo­
sition.

Wenn man sagt: Verbessert die Gerichtszustände, 
daß die Justiz von der Verwaltung getrennt werde, daß 
Collegialgerichte eingeführt werden; verbessert die Theorie



der Beweise und unterwerft daS Strafgesetzbuch einer Re­
vision, ja alles das ist nöthig, das alleö snpplirt aber 
nicht die Geschworucn-Gcrichtc. Die Trennung der Justiz 
von der Verwaltung hat eine andere Aufgabe, vorzüglich 
die Aufgabe, um die Civiljnstiz auf einen besseren Stand 
zu bringen, beim die Verurteilungen, welche den Behörden, 
in welcher die politische und justizielle Verwaltung vereinigt 
is t, d. i. den Bezirksämtern, zukommen, erstrecken sich ohne­
hin mir auf Uebertretungen, worauf wir die Geschwornen- 
Gerichte nicht beantragt haben. Die Collegial-Gerichte sind 
ja jetzt vorhanden, entscheiden jetzt die vorzüglichsten straf­
rechtlichen Fälle, also eine Vermehrung der Collegialgerichte 
würde in dieser Beziehung keine besondere Wirkung haben. 
Die Aeudeniug oder die Beseitigung der BcweiStheorie hat 
nicht« damit zu schaffen, ob Gcschwornm- Gerichte einge­
führt sind oder nicht. Eine zu strenge Bcweiöthcoric ist 
so schädlich in der Art und Weise, wie auch eine vollstän­
dige Hingebung in die Beurthciluug des Richters ebenfalls 
auf der ander» Seite gefährlich ist. Dieses ist ganz gleich- 
g iltig , ob Geschworne darüber entscheiden, oder vom Staate 
bestellte Richter. Die Beweiötheorie an sich selbst ist ent­
weder eine gute oder eine schlechte. Die Revision des 
Strafgesetzes —  wohl wenige von uns würden sie nicht 
wünschen —  sie ist eben die Grundlage, woruach die Ver­
brechen richtig ticiirtheilt werden sollen, aber es ist wieder 
gleichgiltig, ob von den vom Staate bestellten Richter oder 
Geschwornen-Gerichten. Dadurch, glaube ich, alle Gründe, 
wie sie angeführt worden sind, widerlegt und gezeigt zu 
haben, daß namentlich ans den Erfahrungen, welche aus 
Belgien und Frankreich angeführt worben sind, jeder Mensch 
sich die Ucberzeugung verschaffen muß, daß bic Gefchworncn- 
Gcrichte eine wahre Wohlthat sind.

Daß mau lieber das Strafgesetzbuch in gewissen Be­
ziehungen opferte als bic Geschwornen-Gerichte, um nicht 
einen Menschen, der vielleicht mir ein kleines politisches 
Vergehen sich zu Schulden kommen ließ , ohne gehörige 
Beurthciluug, ohne gehörige Prüfung desselben aus seinem 
Vaterlande in ein Grab hinzuführen, wie bic Franzose» 
„ach Cayenne, ist ein schlagenber Beweis f ü r bie Ge­
schworne» - Gerichte. Dieses zur Wieberleguiig ber voran­
geführten Gründe.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das Wort? 
(Nach einer Panse.) Wenn nicht, so ertheile ich es dem 
Herr» Baron Apfaltrcrn.

Abg. Freih. A p f a l t r e r n : W ir find heute an der 
Erörterung eines Gegenstandes, der noch in jedem Staate, 
welcher noch jahrelanger monarchischer Regierung zu einem 
constitutioucllcu umgestaltet worden ist, einmal auf die Tages­
ordnung gestellt wird. Ich meine die Geschwornen-Gerichte.

I n  jene» Staate», welche bie Wandlung dieser Re» 
gieruugöform auf dem Wege ber Revolution erfahre», 
wirb bic Tagesordnung anfangs von Persönlichkeiten fest- 
gestellt , welche meist aus unlauter« Absichten polternd und 
lärmend nach Constitution, eonstitntioneller Volksversamm­
lung , nach Natiouatgarbc »ud Volksbewaffnung, nach 
freiem Versammlnngsrechte, nach Geschwornen - Gerichten 
schreien, (Rufe: Oho! im Ceutrum, ja ! ja! rechts.) und 
nachdem sie darüber nicht viel gefragt haben, mit Hilfe 
beö sonstigen revolutionären Apparates, als da sind, Volks­
versammlungen , Sturm-Petitionen u. dgl. mit J»stit»tio»e» 
als vollendeten Thatsachcn vor das staunende Pnblikum 
treten, welches diese Institutionen kaum dem Wesen nach 
kennt, noch vielweniger deren Tragweite und Zweckmäßig­
keit für das Interesse des Staates kennt, und diese Justi« 
tuttonen lediglich deßhalb beklatscht, weil sie eben etwas 
Nettes sind. Meine Herren! diese Phase hat Oesterreich
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im Jahre 1848 bitrchgemacht (Rufe: Ganz richtig) und 
besonders bciit Mißbrauche, ber mit biefe» Institutionen 
getrieben worbe» ist, körnten wir cs jufchreiben, baß am 
letzten Dcccittbcr 1851 auch ber letzte Rest ber Freiheit zu 
Grabe getragen würbe. (D r. Suppatt: Nicht wahr!) Jeboch 
am 20. Oetvber 1860 ist sic wieder aufgestanben aus 
ihrem Grabe, und in unferut Vaterlande stehen wir nun 
auf einem ändern Boden, auf dein Boden der wahren 
Freiheit, welche sich nicht durch Gewalt, foitbcnt durch 
bessere Ueberzeuguug Bahn gebrochen hat. Dieser fried­
lichen Entwickelung unseres Versassnugslebens haben wir 
cs zu batiken, baß wir mit einem nüchternen S in n , mit 
festem und ruhigem Schritt gemessener Uebcrlcguug an 
bic Votiruug von Institutionen schreiten und uns eutscheiven 
können über die Frage, ob sic für unser W ohl, für das 
Interesse des Gefamnitvaterlandes förderlich, für die ein­
zelnen Provinzen heilsam und entsprechend seien. Heute 
betrifft diese Erörterung für unser Land die Geschwornen- 
Gerichte. Es wurden bereits von einem sehr verehrten 
Mitgliedc unseres Hauses gegen die Einführung von Ge-- 
schivorncn-Gcrichte Bedenken erhoben so gewichtiger Natur, 
baß bereu Eindruck auf die Versammlung nicht zu verken­
nen war. Es wurden Thatsachcn angeführt, welche gänzlich 
verfehlte Urtheile hervorgenifcn haben. ES würben Beweise 
vorgebracht, welche beit Mangel beö RechtögefühleS wenig­
stens in mehreren Richtungen barlegen. Es würbe con- 
fta tirt, baß bic Verpflichtung bcs Amtes eines Geschwornen 
bereits als eine Last entpfinblich gefühlt worben ist, und 
biefes alles fiiib Uuiftäubc, von bcncit boch mein verehrter 
Herr Vorrcbncr behauptet hat, sie haben ihn nur bestärkt 
in feinem Wunsche nach Einführung von Gcschwoructt- 
Gerichten (Abg. D r. Tontan: J a !), und wenn er sie nicht 
früher schon gewünscht hätte, so hätte er sic in Folge ber 
Rebe bcs Herrn Abg. v. Strahl gewünscht. (Abg. D r. 
Toman: Ja gewiß.) Nun biefe Thatsachcn siitb nicht 
gcrabc bcrciftig augethan, um besonberS für Geschwonteit- 
Gerichte zu schwärmen. Jeboch bie Frage, die der Herr 
Vorredner aufgeworfen hat, warum denn dem Ideale, als 
welches der Herr Laubesgerichtsrath v. Strahl wirklich bic 
Einführung von Schwurgerichten befürworten würde, warum 
diesem Ideale nicht uachgestrebt w irb , darauf werde ich 
jetzt antworten. (Rufe: W ir sind neugierig.) Ich werde 
die Antwort geben, nach verschiedenen Gesichtspunkte», welche 
die Anforderung gewähren, welche man an eine gute S tra f­
rechtspflege stellt.

Der Anforderungen au eine gute (Strafrechtspflege Jittd 
vier: 1. daß sie objeetiv verläßlich bic begangene That
feftftcllc (Lachen im Centrum); 2. baß ber Thäter ermittelt 
unb ber gerechten Strafe zugeführt werde; 3. daß dieses 
möglichst rasch geschehe, und 4. daß sie mit Rücksicht und 
ohne Gefährdung des Zweckes möglichst wenig koste.

Das erste Erforderniß also, meine Herren, ist, wie 
ich gesagt habe, die Sicherstellnng des objeetiveu Theiles 
des Verbrechens.

Meine Herren! biefer Thcil ber Strafrechtspflege ist 
oft ein sehr leichter, häufig aber ber allcrschwicrigstc. Ein 
Einbrnchbiebstahl mit atisgehobeite» Feilster», G ittern, er­
brochenen Schlössern u. bgl., eine Töbtnng mit klaffende» 
Wunde», das find Gcfctzübcrtrctiingen, die wohl leicht 
zu erfassen sind, und welche auch über das Fassungsver­
mögen eines Kindes nicht hinauSrctchcit. Jedoch ein Dieb­
stahl , der an die Gränzcn der Veruntreuung streift, ciitc 
Veruntreuung, welche mit mangelhafter Verrechnung ver­
schwommen ist, dieses sind schon schwierigere Fälle. Jedoch, 
meine Herren! wenn sie z» den verschiedenen Gattungen 
des Betruges und betrügerischer Bankerotte, wenn sie ;»
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den verschiedenen G a ttu n g en  der öffentlichen G c w a ltth ä tig -  
feiten übergehen w o lle n , wenn sic übergehen w ollen  noch 
zu J a h re  und J a h re  hindurch gesponnenen Fäden  der V e r ­
schwörung gegen die S taatsverfassung  und gegen den L än ­
derverband , wenn sic übergehen w o lle » , meine H e rre n , zur 
B e u rth e ilu n g  von D ruckw erken , welche m eisterhaft geschrie­
b e n , offenbar Jederm ann  fü h lb a r und doch schwer en thüll­
b a r die A u fre izung  gegen S t a a t  und O b e rh au p t itt sich 
en th a lte n , d a n n , meine H e r r e n ! kommen sie au f einen 
B o d e n ,  wo der einfache S in n  des L an d m an n e s , der bie­
dere Gedanke deö B ü rg e rs  sich w ie  in  einer egyptifchen 
F in ste rn iß  befindet (R u fe :  O h o  im  G en tru m  und ja !  rechts) 
und im m er etw as anderes findet a ls  das W a h re . (A bg . 
D r .  T o in a n :  D ie  dem V o lke  die B e n rth c iln u g  hierüber 
abstreiten , sind schlechte S ta a ts b ü rg e r. —  U n ru h e , der 
P räs iden t lä u te t.) M e in e  H e r re n , ich unterbreche N ie m a n ­
d e n , ich bitte auch möglichst nicht unterbrochen zu werden. 
M e in e  H e rre n ! die Entw ickelung der fortschreitenden C iv i-  
lis a tivn  b rin g t Verbrechen zu T a g e , die com biu irtcr N a tu r  
s in d , und bei denen cs nicht g en üg t, daß m an  eine ein­
fache Thatfache in 's  Auge fa ß t ,  sondern m au m uß in  deren 
juridischen B e g r if f  c ingcheii, um  erkennen zn können , ob 
etw as S tra fb a re s  d arin  lieg t oder nicht. M e in e  H e r r e n ! 
in  solchen F ä lle n  werden die Geschworncn keine rechten 
B c n rth e ile r  sc in , sie werden in  solchen S tra f fä l le n  schwer 
eine strafbare H a n d lu n g  erkennen können, w e il ihnen das 
Fassungsverm ögen fe h lt , w e il bei den meisten technische, 
hohe wissenschaftliche B ild u n g  dazu g e h ö rt, um  sie beur- : 
theilen  zu können. I n  solchen F ä l le « , meine H e r r e n , w ird  
das Gesetz, die bürgerliche O rd n u n g  ihre S ü h n e  nicht 
e rfa h re n , in  solchen Fü llen  werden die Geschwornen keine 
ordentlichen R ichter se in , nicht d eß ha lb , w e il sie E in  nicht 
schuldig sprechen w e rd e n , sondern d e ß h a lb , w e il sie A lles  
schuldlos sprechen w erd en , das Gesetz, die bürgerliche 
O rd n u n g  aber ohne Schutz da stehen w ird .

D ie ß  is t, w aö  das eine Ersorderu iß  anbelangt.
D a ö  zweite E rfo rd e rn iß  is t, daß möglichst schnell der 

T h ä te r  e rm itte lt und der gehörigen S t r a fe  zngeführt werde. 
M e in e  H e r r e n ! den Geschwornen werden bereits die T h ä te r  
v o rg e s iih rt, Personen nämlich v o rg e fü h rt, gegen die eine 
gewisse G a ttu n g  und A n zah l m ehr oder m inder scharfer 
Verdachtsgründe vorliegen. W e n n  der H auptbestandtheil 
dieser Verdachtsgriinde daö G eständniß is t , d a n n , meine 
H e r r e n ! ist die Entscheidung eine ziemlich leichte, obw ohl 
w ir  auch heute schon von einer Entscheidung vernom m en  
h ab en , welche in diesem F a lle  dem w ahren Rechte zuw ider- 
lau fend  erflossen ist. A b e r , meine H e r r e n ! wenn cs sich 
lediglich u m  geständige Angeklagte handeln w ü rd e , so w äre  
auch nicht abzusehc», w a ru m  m an diese besondere G a ra n tie  
fü r  die Tüchtigkeit der Rechtspflege in  dem kostbaren A ppara te  
der Geschwornen suchen w ürde.

E s  müssen besonders die F ä lle  zur B e u rth e ilu n g  der 
Zweckmäßigkeit ins  Auge gefaßt w e rd e n , wo cs sich nicht 
u m  geständige, sondern um  läugneude Angeklagte handelt. 
I n  solchen F ä l le n ,  meine H e rre n !  ist die Thä tig ke it eines 
gewissenhaften Geschwornen eine so umfassende, eine so 
verw ickelte, eine so lang  an dauernde, daß es einem M e n ­
schen, dessen Geist nicht gebildet is t ,  denn doch kaum  znge- 
m uthet werden k a n n , dieser P flic h t nachzukommen. E s  ist 
absolut nicht zu erw arte» und nicht z» ve rla n g e n , daß ein 
G c fc h w o rn c r, d e r , w ie dieß gewöhnlich der F a l l  ist, m eilen­
w e it w id er seinen W ille n  herbeikoniinen m u ß , fein H a u s ­
wesen, seine F a m i l ie ,  seine Geschäfte und seinen E rw e rb  zu 
H anse zurücklafsen m uß, und sich jetzt plötzlich vor dem S a a le  
des Gerichtes findet und die Gedanken an a ll ' dieses, w ie  
den S ta u b  von seinen F üßen  abschütteln soll. E s  ist nicht
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zu verlangen, daß ein solcher Mann alle diese Erinnerungen 
bei Seite lasse, und ohne dieselben in den Saal trete, und 
ungeachtet dessen mit gespanntester Aufmerksamkeit die Ver­
handlung, welche häufig nicht bloß einen halben Tag, oft 
mehrere im Zusammenhänge stehende Tage dauert, in 
allen ihren Details verfolgen, die Geständnisse oder Aus­
sagen der Angeklagten, die Vernehmung der Zeugen, und 
wie alle Stadien dieser Verhandlung sind, daß er alles 

} das mit gespanntester Aufmerksamkeit verfolgen soll, die 
Umstände, welche vorgebracht werden, genau sichte und 

! scheide, daö Wesentliche beibehalte, das Unwesentliche weg- 
werfe, daß er endlich die Verantwortung des Angeklagten 
in allen Schlupfwinkeln trügerischer und lügnerischer Ver­
antwortung verfolge, und endlich ein B ild  über die Schuld 
oder Nichtschuld deö Angeklagten sich feststelle.

Meine Herren! das von einem Manne zu verlangen, 
der wider W illen, und mit einer Menge anderer Gedanken 
im Kopfe in den Saal kömmt und feine Pflicht da thun 
soll, das meine Herren! ist enorm viel verlangt. Und ich 
frage S ic , verlange ich zn viel? Soll mau sich vielleicht 
damit begnügen, daß der Geschworne so ein bloß beiläu­
figes B ild  der Verhandlung in sich aufuchnte? Ich frage 
S ie , meine Herren, die Sic die Geschwornen - Gerichte 

I befürworten, anf dieses bescheidene Maß werden Sic die 
Ausgabe der Geschwornen nicht rcbucircn wollen, denn in 
diesem bescheidenen Maße würden wir schon gar nicht zu 
gerechten Urthcitcu gelangen.

Meine Herren! wenn endlich die Verhandlung mit 
i allen ihren eomplicirtcn, oft Tage lang dauernden Ver­

nehmungen geschlossen ist, so kommt eine endlose Reihe 
von Aktenstücken, die verlesen werden mit monotoner 
Stimme, und die den angestrengten Geschwornen endlich 
in die süßen Träume einlullen und im Traume zurück» 
führen zur Familie; aus diesen Träumen wird er dann 

1 erweckt dnrch's Gedonner des Staatsanwaltes, welcher 
i den Angeklagen so schwarz als möglich färbt, und sodann 

kommt der SScrthcibiger, der ihn weiß wäscht, wie ein 
Lämmchen am Oftertage (Heiterkeit), dann wieder der 
Staatsanwalt, sodann wieder der Vertheidiger u. f. w., 
endlich noch der Vorsitzende des Geschwornen - Gerichtes, 
und von alledem muß dem Geschwornen so wirbelich im 

I Kopfe werden, daß er endlich, wenn er ans dem Sitzungs­
saale in sein Berathuugözimmcr sich zurückziehen kann, 
wirklich nicht weiß, was er sagen soll. Hat der Ange­
klagte cs vermocht, durch sein heuchlerisches Wesen den Ge­
schworncn zu blcudcu, so wird er schuldlos gesprochen werden, 
hat er jedoch ein Verbrechen begangen, welches in der Gegend 
gerade sehr mißliebig ausgenommen worden ist, hat er noch 
überdieß zufälliger Weife von der Mutter Natur ein Spitz­
bubengesicht bekommen, daun, meine Herren! wird er 
schuldig gesprochen, und wenn auch gegen ihn kein halt­
barer Verdcichtögrund vorhanden ist. D ieß, meine Herren! 
sind die Sprüche der Geschwornen über die Schuldfrage.

Glauben Sie nicht, meine Herren, daß ich hier 
Träume Ihnen vorzähle, die ich etwa heute über Nacht 
gehabt habe; das sind Erfahrungen, die ich gemacht und 
die mir eine solche heilige Scheu vor den Gcschworucn- 
Gerichlen eingeflößt haben, daß ich heute, wo ich wahrlich 
sonst nicht in der Stimmung war , doch mich veranlaßt 
gesehen habe, das Wort zu ergreifen.

Ich komme zum dritten Erfordernisse, nämlich zu dem 
einer raschen Proccditr, daß die Strafe möglichst schnell 
dem Verbrechen auf dem Fuße folge.

Bei der jetzigen Proccdur ist die Raschheit ebett nicht 
die hervorstechende Eigenschaft. Jedoch sind hiesür viele



Umstände maßgebend, welche zu beseitigen dem Richter 
nicht immer möglich ist.

Wen» Sic jedoch glauben, meine Herren, daß die 
Proeedur bei den Geschworenen viel rascher sein werde, 
dann, meine Herren, sind Sie sehr im Jrrthnme. Denn 
selbst, wenn der ganze Borbercitnugs-Proeeß vollendet ist, 
und nicht cbm die Geschwornen-Session beginnt, so muß 
der Angeklagte oft Monate laug gauz nutzlos im Arreste 
sitzen und harren, bis die Geschworenen zusammen kommen, 
oder, wenn man das nicht w ill, muß mau die Geschwo­
renen alle 14 Tage zusammen trommeln, um eine rasche 
Proeedur zu erzielen. In  einem Falle ist cs Beschwerniß 
für den Verbrecher, im ändern ist cs Beschwerniß für die 
Geschworenen.

Sie dürfe» nicht glaubcu, cs werde dnrch die Erspa­
rung des Jnstauzcuzuges die Proeedur erleichtert. Jetzt geht 
allerdings ein Urtheil an das AppcllationSgcricht oder au 
den obersten Gerichtshof. Auch gegen Urthcilc, die vom 
Schwurgerichte gefallt werde», steht die Nullitütsbeschwcrdc | 
offen, und diese braucht beinahe die nämliche Zeit, wie jetzt 
die Entscheidung der richterlichen Urthcilc im Jnstanzcnzngc.

Was die Raschheit anbclangt, so wird sie jedenfalls 
durch Einführung der Gefchworneu-Gerichte nichts gewinne», 
sondern nur verliere».

U»d was endlich die Wohlfeilheit anbclaugt, so habe 
ich gleich Anfangs bemerkt, daß mau au eine Strafrcchts- i 
pflege nicht unbedingt das Erforderniß der Wohlfeilheit 
stellen darf, weil es sich eben da um Güter des mcnsch- 
lichcu Gebens handelt, bei deiicu uiau um ci«zcl»c G»ldcu 
und Kreuzer nicht mäkeln darf. Wenn jedoch sonst der
Zweck erreichbar und sicher erreichbar ist, so verdient doch 
jede»falls jene Strafrechtspflege den Vorzug, welche billiger 
zum Zwecke führt; und daß hiefiir die Geschwornen-
Gerichte in dieser Richtung eben nicht befürworte, werde» ; 
können, dieses, meine Herren, wird S ic Jhrc Einsicht, 
Ihre Erfahrung ohnedieß gelehrt haben, ohne daß ich Ihnen 
hiefiir ein Langes und Breites vorerzähle.

Es wird besonders den Geschwornen-Gerichten das 
Wort gesprochen, weil sie Urthcilc gewähre», welche vo» 
Personen gefällt siud, die dem Angeklagte» gleichstehen, 
und die ans der Bevölkerung hervorgegangcn sind.

Meine Herren, das ist nur mit einer sehr großen
Beschränkung wahr. Ich frage, stehen die Geschworenen
ans gleicher Stufe mit den Angeklagte»? —  Rein.

Mci«c Herren, nehmen Sic die bei weitem größte 
Anzahl der Angeklagten, so werden Sie sehen, daß sic 
aus de» ärmsten, ans den in der Erziehung vcrnachläfsig- 
teften Classen hervorgehen, währenddem der Geschworene 
gerade aus den besser bemittelten, ans der in der Cnltur 
höher stehenden Elassc der Bevölkerung gewählt wird, und 
so stcht wieder nicht Gleicher dem Gleiche» gegenüber.

Eine Kräftigung der Moral, ein Beleben des Rechts­
sinnes im Volke wird den Geschworenen - Gerichten uach- 
gerühmt. In  einer Richtung sicher, in der ändern verweise 
ich ans die Erfahrung, die gemacht worden ist, daß Leute, 
die es mit der öffentliche» Ordnung eben nicht sehr gut 
meinen, in diese Gerichts-Verhandlungen sich begeben haben, 
um dort instruirt zu werden, wie sic cs eigentlich recht 
pfiffig aufangcn, und wenn cs ihnen ja doch mißrathen 
sollte, wenn sie doch eingefangen werden, wie sic cö rccht 
pfiffig machen müssen, um sich zweckmäßig zu vatheidigen. 
Dieses ist auch eine Seite, welche diese Verhandlungen 
gewähren.

Eine Vermehrung der Achtung vor dem Gesetze soll 
auch durch die Geschworenen erreicht werden. Sic wird 
überhaupt durch gerechte Urthcilc erreicht, aber jedenfalls
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wird sie durch Urthcilc nur bann befördert, wenn die 
Urthcilc gerecht, wenn sie der Sache entsprechend sind.

Wenn aber in vielen Fälle» vo» de» Geschworenen 
Urthcilc crflicßc», welche der wahre» Sachlage »icht ent­
sprechen, dann erleidet der Sinn für das Recht einen um 
so ärgern Stoß, weil sie vo» Leuten ausgesprochen werden, 
welche mitten unter der Bevölkerung stchen.

Es wird besonders hervorgehoben, daß der wirksamste 
Schutz für die freiheitliche Entwicklung des coustitutioucllen 
Lebe»« durch die Geschwornen - Gerichte geboten sei. Es 
wird da auf die politischen Verbrechen und Vergehen hin- 
gezielt, und in dieser Beziehung wird das Geschwornen- 
Gcricht befürwortet, weil mau überzeugt sein könne, daß 
die Geschworenen, in politischen Fällen wenigstens, nicht 
vo» der Staatsverwaltung beeinflußt werden.

Dieses, meine .Herren, ist allerdings richtig. Doch ist 
dieß gerade eben die gefährlichste Seile dcö Gcschwomcn- 
Gcrichtcs. Wenn sich für dieses andere M ittel finden lassen, 
so ist eö viel besser, zu diesen ändern Mitteln zu greisen. 
In  politischen Fällen werden die Geschworenen sehr selten 
ein „Schuldig" sprechen, und weil daß überall und immer 
voranSgcsehc» worden ist, kam man in Staaten, wo die 
politischen Ereignisse eine unangenehme Wendung zu nehmen 
begonnen haben, zu einem sehr traurigen Auskunftsuiittcl, 
zu jenem des M artia l - Gesetzes.

Meine Herren, dahin führen die Geschworiien-Gerichtc, 
wenn man sic zu Richtern in politischen Fällen macht. 
Ich muß sagen, ich hatte das für die größte Kalamität, 
welche der Strafrechtspflege znstoßen kann, wenn die Martial- 
Gesetze eingeführt werden. Jedoch, meine Herren, öfter 
geschieht eö gewiß in solchen Staaten, wo Geschworneu- 
Gerichtc über politische Verbrechen iirthcileit, als in Staaten, 
wo Richter sprechen. (Lachen im Centrum.)

Es lassen sich Garantien finden, meine Herren, welche 
den Richter auf eine Weife stellen, daß er feine Urthcilc 
unbefangen und unbeirrt von der Staatsverwaltung aus- 
sprechen kann. Ich werde daraus noch zu sprechen kommen, 
aber dcßwegeu Geschworene cinznsührcn, ist eine äußerst 
gefährliche Operation, vor der ich nicht genug warnen kann.

Für die freie Presse ist die Einführung der Geschwornctt- 
Gcrichtc allerdings gut, gut nämlich in dem Sinne, weil 
dann die Prcßvergchcn richtig straflos fein werden. Bevor 
ein Geschworener dahin kommt, eine Druckschrift in Folge 
eines Artikels schuldig zu sprechen, bis dahin, meine Herren, 
wird noch viel Wasser in der Save fließen, und es wird 
wohl kaum noch ein solcher Fall cingetrctcn sein.

Ich begreife cS, daß besonders in den Zeitungen nichts 
als Lob für die Geschwornen - Gerichte gesprochen wird. 
Es ist dieß sehr erklärlich eben ans der Befangenheit der 
Presse in dieser Richtung, welche in dem Institute der 
Geschworenen die Garantie findet, schreiben zu können, 
was sic will.

Ob Sie jedoch eine derart freie, bis zum Unmaße 
freie Presse wünschen, daraus, meine Herren, werden Sic 
sich selbst eine Antwort geben, wenn ich Sic au das 1 .1848 
und ans die Presse erinnere, wie sie damals gehandhabt 
worden ist.

ES wird de» Geschworene» auch nackgerühmt, sie seien 
unbefangenere Richter, als wie die vom Staate bezahlten.

Ich frage, meine Herren, ist das wohl immer der Fall? 
Stehen die Geschwornen nicht häufig de» Angehörigen des 
Angeklagten sehr nahe? Ist das nicht in einer ändern 
Richtung nock viel mehr z» bezweifeln? Meine Herren, 
in unserem Lande, wenigstens in einem großen Theit dieses 

. Landes, besteht zwar nicht das, was in Dalmatien in viel 
erhöhter«» Maße stattfindet, aber ein gewisses Rachegefühl,

2*
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eine gewisse Rachsucht läßt sich in mehreren Theileu von 
Krain nicht verkennen, eS ist im Charakter des Volkes 
gelegen. Ich erinnere an sehr zahlreiche, an enorm zahl­
reiche Todtschläge und schwere Verwundungen, welche bei 
Kirchweihfeste» und dergleichen Gelegenheiten in unserem I 
Lande Vorkommen. (Unruhe im Ceutrum und im Zuhörer­
raume.) Das Procent dieser Gattung Verbrechen wird gegen­
über den ändern Ländern ein entschieden zum Nachtheile 
Krain's sprechendes sein.

Meine Herren, wird nicht mancher Geschworene Anstand 
nehmen, den Angeklagten schuldig zu sprechen aus Besorguiß, 
es könnte ihm seine geraden Glieder, feinen ganzen Kopf 
kosten? (R itfc: Oho!) Ich glaube, daß in dieser Hinsicht 
eine Beruhigung nicht vorhanden ist.

Es ist jedoch nicht bloß von den Kosten der Geschwo­
renen-Gerichte zu sprechen, sondern auch von der Zeitver- 
säuumiß derselben.

Meine Herren, die Erfahrung hat gelehrt, daß in 
unserem Lande, namentlich im Neustadtler Bezirke, die 
Verbreche», welche zur Judicatur der Geschworueu, wenig­
stens nach der Strafprozeß-Ordnung vom I .  1850 gehört 
haben, nicht so außerordentlich selten vorgekommen sind. 
Es sind dort zahlreiche und lang andauernde Verhandlungen 
gewesen, und den Geschworueu ist dabei nicht so wohl 
geschehen, wie sie gewünscht haben.

Wie sie in der Richtung gedacht haben, darüber hat 
ihnen das Votum des Herrn Abg. v. Strahl viel bessere 
Aufklärung gegeben, als ich es thnn könnte.

Auf eines jedoch glaube ich Sie aufmerksam machen 
zu müssen, was besonders auch als Erwiederung auf die 
Bemerkung meines Herrn Vorredners gelten kann. Er hat 
sich nämlich zur Widerlegung dessen, daß die Bevölkerung 
eben nicht gar zu bereitwillig fein werde, bei der Ausübung 
der Gerechtigkeitspflege durch die Geschworenen mitzuwirken, 
darauf berufen, daß ja in diesem Landtage eine große Anzahl 
von Männern sitzen, welche bereitwillig und viele Wochen 
hindurch ihren öffentlichen Verpflichtungen nachgekommeu sind. 
Allerdings, meine Herren, jedoch mit einer solchen Anzahl 
von Männern, die bereitwillig sind für das Land Opfer 
zu bringen in dieser Richtung, wäre für die Geschworenen- 
Gerichte nicht geholfen, da immer eine bedeutend größere 
Anzahl solcher Männer nothwendig sind, und jedenfalls 
würden es die Herren Landtags - Abgeordneten nicht sehr 
angenehm finden, wenn sie, außer einer dreimonatlichen 
Landtags-Periode, auch noch 3 bis 4 Schwurgerichts- 
Sitzungen durchmachen müßten.

Ich verkenne es nicht, daß die Geschworueu-Gerichte 
eine äußerst günstige, eine willkommene Gelegenheit wären 
für junge Talente, für aufstrebende Advocateu, überhaupt; 
für Rechtsgclehrte sich hervorzuthun, Praxis zu verschaffen 
und sich auszuzeichnen vor ändern ihrer Collegen, und in 
der Hinsicht verdienen die Geschworeneu-Gerichte allerdings 
ihre Anerkennung.

Jedoch deßhalb allein Geschworneu-Gerichte, und des­
wegen mitlaufend nur Geschwornen-Gerichte zu schaffen, ist 
ein zu großes Opfer für den Staatssäckel.

Meine Herren, ich habe mir früher erlaubt, zu be­
merken , daß ich Ihnen Bedingungen bezeichnen kann, welche 
die Sicherung der Strafrechtspflege vor einer Beeinflussung 
der Staatsgewalt gewähren könnten, diese Bedingungen 
werde ich Ihnen nennen, und nur mit wenigen Worten, 
denn sie springen, was ihre Richtigkeit und was ihre 
Haltbarkeit betrifft, in die Augen.

Geben Sie den jungen Leuten eine tüchtige Vorbil­
dung, lassen Sie sie ordentlich lernen und bann nehmen 
Sie dieselben für einige Zeit gehörig in eine Praxis, stellen

Sie den Richter pecnniär gut, und votiren Sie int Reichs- 
rathe für den Richter ein Immunitäts-Gesetz, so wie Sie 
es für die Landtags - und Reichöraths-Abgeordneten votirt 
haben, gebe» Sie ihnen endlich die Controlle der Oeffent- 
lichkeit, und unserer Strafrechtspflege wird man keinen ge­
gründeten Vorwurf mehr machen können.

Wenn Sie aber sagen, und mir dagegen entwenden, 
ja was nutzen uns solche Richter, welche von der Staats­
gewalt denn doch beseitigt werden können? Meine Herren, 
mit Gewalt, mit gesetzwidrigem Vorgehen der Regiernngs- 
gewalt werden auch Geschworne beseitigt werden, und es 
wird eben dahin kommen, was ich so sehr vermieden 
wünschte, nämlich zur Einführung des M artia l - Gesetzes.

Wenn die Staatsgewalt die Stirne hat ein Intim i* 
nitätsgesetz, welches der Reichsrath votirt, und Se. M a ­
jestät sanctiouirt hat, zu beseitigen, daun, meine Herren, 
hat sie gewiß auch die S tirne , die Geschworueu - Gerichte 
zu sttspettdirett und an ihre Stelle die Kriegsgerichte zu setzen.

Meine Herren, ich habe es für meine Pflicht erachtet, 
Ihnen offen die Mängel der Strafrechtspflege, wie sie 
sein werden, wenn die Geschwornen - Gerichte eingeführt 
werden, darznlegen. In  Ihrer Hand ist es, zu entscheiden, 
nach Ihrer Einsicht, wie sie es für das Wohl des Landes 
am zweckmäßigsten finden werden.

Auf Eines jedoch erlaube ich mir, Sie aufmerksam zu 
machen. Ebenso wenig, als wie ich es gescheut habe, ein 
abfälliges Urtheil von Seite einer gewissen Classe zu er­
fahren, so wenig scheuen S ie , meine Herren, gegen die 
Geschwornen-Gerichte zn votiren, auf die Gefahr hin, daß 
die Presse Sie als einen illiberalen Landtag erklärt.

Meine Herren, folgen Sie Ihrer Ueberzeugung, und 
seien Sie dessen gewiß, daß für eine negative Beantwor­
tung des heutigen Antrages Ihnen die Landeöbevölkerung, 
der Bürgerstand gewiß dankbar sein wird. (Rufe: Sehr 
gut! Bravo! Oho!)

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand von den Herren 
das Wort?

Posl. I)r. 131 e i \v e i s : (Jas je denar. Skoda je res 
traliti dragi eas nasega zbora, ktereinu ze zadnja ura 
bije. Zato bodem le malo besed dodal, ker celo nisem 
mislil govoriti denes o tej zadevi, ktero je moj prijatelj 
dr. Toman tako preprieavno razlozil.

Ali ker sta govorila dva visoko coslila gospoda, 
kterih beseda ima veliko veljavo, ker eden je ces. so- 
dniski svetovalec, drugi je bil drzavni pravdnik, naj mi 
bode dovoljcno, da se jaz pripeljem v naso zbornico 
t r e t j e g a  gospoda, ki je tudi v vrsti sodniskega stand 
—  jaz inisliin nasega drzavnega pravdnika pl. gosp. 
Kaiser Trauensterna.

Poslusajino, kako je preccstili ta gospod sodil o s o- 
d n i s t v u  b r e z  p o r o t n i c .

Ko so se v Ljubljani 11. sveeana 1851 prvikrat 
odprlc porotnice, jih je zacel s slovesniin ogovorom, iz 
kterega posnainem le poglavitne slavke: „ T r o h l j e n o  
poslopje s t a r e g a  s o d n i s t v a  je odstranjeno in na 
oprostenem meslu se vzdiguje nova nadepolna stavba —  
z a g r i n a l o sodivnice je pretrgano, l e r  d e s p o n e so 
razbitc —  in iz temne noci s k r i v n o s t i  pride na bli- 
scco luc javnosti djnnje sodniskih organov zavoljo za- 
dobljenja obenega zaupanja, zavoljo potrjenja in pokrep- 
canja njene nepostranosti. . . . Prisel je dan prve porotne 
sodbe. Z o p e r n a t o r n o  zedinjenje toznika in tozenca 
v osebi sodnika je razvezano, tozbino rec raztopijejo 
prisezeni inozje skusene spostenosti in nepostranski sod- 
niki, pa ne vcc, kakor poprej, po in r t v i  e r k i  clo- 
veskih postav, ampalc po notranjem zivein prepricanji,



iz  obravm ive iz v ira jo c im , —  po postavi k tc ro  je  Z ivi 
Bog v njene srca zapisal i. t. d .“

S lavni z b o r ! to so besede cos. sod n ika , gosp. der- 
ia vnega  pravdn ika. P rirneriino j ih  s te m i, k i sta j ih  tud i 
cos. sodnika go vo rila  in ociten je  v e lik i raz locek. Skle- 
nem ledaj svoj g o vo r s p ro s n jo , da g le jin o , da ne bode 
nas d c z iln i z b o re d in i,  k i bi zavrge l f u n d a m e n t  pra - 
vega ustavnega z iv lje n ja !

Z a lo  p ripo roca in  pred log o d b o r o v .

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Jem and  von den H e rre n  
daS W o r t?

A bg. K r o m e r :  Nach den glänzenden B o rträ g e n , 
welche die verehrlichen H e rre n  v. S t r a h l  und B a ro n  A p fa l-  
tre rn  über die practische A nw endbarkeit der Geschwornen- 
Gerichte in  unserem K ron lan de bereits gehalten haben, 
w ürde ich den gnten Eindruck n u r abschwächen, welchen 
die Reden derselben au f die G em ü th cr der hohen V e rs a m m ­
lu n g  nothw endig geübt habe» müssen.

A ber die F ra g e  möchte ich an den H e rrn  D r .  B le i -  
w eis  doch gerichtet h a b e n , ob der H e r r  S ta a ts a n w a lt  D r .  
K aiser v. T rauenstern  auch dann noch, nachdem die G e -  
schwornen-Gerichte sich a ls  unpractisch bewährten und deß- 
halb  zu G ra b e  getragen w u rd e n , dieselbe Ueberzeugung 
g e h a b t, und ob er ihnen zur Z e it  der Aufhebung wirklich  
ein so tiefes herzliches B e ile id  nachgerufen habe.

A bb. D r .  T  o m  a u : Ic h  b ittte nochm als u m  das 
W o r t .

D e r  geehrte H e r r  B a r o n  v. A p fa ltre rn  hat seine Lo ­
sung heute nicht beobachtet, m it  welcher er eine lange D e ­
batte über Gegenstände neulich a ls  einen R a n b  der kost­
baren Z e it  bezeichnet hat. D a r u m  sei cs m ir  erlaub t, au f 
feine Rede nicht a l le s , w as  zu r E n tkrä ftig u ng  dienen 
w ü rd e , vo rzu b rin g en , w e il die meisten seiner A nführungen  
schon, entweder in  diesem S a a le  w iederlegt worden sind, 
ober insoserne sic sich a ls  eine V orlesung  über eine gute 
Ju stiz  - E inrichtung  dargestellt h ab en , in  ändern S tu d ie n ­
büchern sich w iderlegt finden.

A ber das sei m ir  gestattet, daß ich die B ew egu n g  in  
Oesterreich in  freiheitlicher B e z ie h u n g , insoserne, a ls  in  
m ir  bürgerliches B ln t  f l ie ß t ,  von einem anderen S ta n d ­
punkte yuffasse, a ls  cs der hochverehrte H e r r  B a r o n  ge- 
th an  hat.

W e n n  daS J a h r  1 8 4 8  in  Oesterreich nicht gekommen 
w ä r e ,  wenn das J a h r  1 8 4 8 ,  welches ich in  allen  seinen 
E ntstehungen, in  allen seinen Schöpfungen nicht b illigen  
k a n n , nicht über Oesterreich gekommen w ä r e ,  dann w äre  
der S a m e  nicht g e fa lle n , der am  2 0 . O kto ber 1 8 6 0  zu 
Aehreu aufgeschossen ist. (Lebhafter B e ifa l l . )

E s  geht nicht an , die ganze P erio d e  vom  J a h re  1 8 4 8  
und 1 8 4 9  zu ve ru rth e ile n , wenn m an  „ein  L ibera ler vom  
klarsten W asser is t " , w ie  m an  sich zu nennen pflegt. —  
Ic h  p rah le nicht d am it. —  S o  v ie l eö m ir  bürgerlicher 
C re a tu r gestattet ist. . . . (H e ite rke it im  C e n tru m , Z i ­
schen rechts.)

P r ä s i d e n t :  Ic h  bi t t e,  H e r r  A bgeordneter, nicht 
solche Ausdrücke. . . .

A bg . D r .  T  o m  a n : Ic h  b it te ! —  Ic h  kann mich 
bezeichnen, w ie ich w il l  (H e ite rk e it) , ich habe N iem anden  
etw as zu Leide gethan. —  S o  v ie l es m ir  bürgerlicher 
C re a tu r  gestattet is t ,  die J a h re  1 8 4 8  und 1 8 4 9  zu betrach­
te n , werde ich m it  w ah rer patriotischer und lo y a le r G e ­
sinnung sagen , daß die Entschließung S e in e r  M a je s tä t des 
K aisers F erd ina nd  fü r  die Constitution  vvm  1 5 . M ä r z  1 8 4 8  
und die C harte  vom  4 .  M ä r z  1 8 4 9  nicht zu verw erfen ; 
sind, a ls  w ären  sie ein revo lu tion ärer A p p a ra t.
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D iese  A e u ß eru n g , meine H e rre n , entspringt aus einer 
rechten, w a h re n , loyalen  G e s in n u n g , denn die trage ich 
im  H e rz e n , ohne mich m it  dem Liberalen vom  klarsten 
W asser bezeichnen zu müssen.

Ic h  habe gesagt, daß ich auf alle die E inw endungen  
gegen das Schw urgericht nicht eingehen w e rd e , aber das 
sei m ir  noch erlaub t zu dem angeführten ersten E rfo rd e rn iß  
der S chw urgerich te , nämlich der N othw cndigkeit der objek­
tiven, verläßlichen Feststellung des Thatbestandes, vorzn- 
b rin g e n , daß w irklich ein hartes U rth e il über Oesterreichs 
treue V ö lk e r und treue S ta a ts b ü rg e r gefä llt worden ist, 
wenn es h e iß t, daß sic nicht im  S ta n d e  sein w erd en , ein 
richtiges U r th e il darüber zu fassen, wenn ein HochverratH , 
eine M ajestätsbe lc id igung  oder ein solches die K r o n e , den 
T h ro n  und das Reich verletzendes Verbreche» in  F rag e  steht.

M e in e  H e r r e n , tra u rig  w äre es u m  Oesterreichs T h ro n  
und Oesterreichs L e g a litä t , wenn nicht in  den V ö lk ern  die 
G ru n d la g e u  und die S tü tzen  fü r  dieselben w ä re n ! Ic h  
w ill  nicht g la u b en , daß T h ro n  und R eg ierung  sich m ehr 
stützen lassen durch die von ihnen ausgestellten B e am te n , 
als  w ie  durch die Herzen der V ö lk e r . W e n n  die Herzen  
der V ö lk e r  so treu und lo y a l s in d , dann werden sic in  
solchen F ä lle n  durch ihre gewählten Geschwornen auch rich­
tige U r th e ile , in  welchen T re u e  und L o y a litä t enthalten sein 
w ir d , zu fä llen  wissen.

W a S  die Schnelligkeit der gegenwärtigen S tra fju s tiz  
b e tr if f t , möchte ich g la ub en , w ird  es so w oh l fü r  manchen 
V erbrec he r, der jetzt M o n a te  lang im  K erker, und in w as  
fü r einem Kerker weilen m uß, bevor eö den R ichtern  gefällig  
ist, m it  ih m  das V e rh ö r gehörig aufzunehm en und die Sache  
zum Sch lußverhöre re if zu m achen, w illkom m en sein, wenn  
die Q u a r t a l - J u r y  kommen w ir d , w e il die Q u a r ta l - J u r y  
ihn vielleicht von einem halben oder ganzen J a h re  retten 
w ir d ,  welches über ihn  gegangen w äre im  Kerker der 
VoruiitersuchuiigShaft.

W e n n  S ta a te n  Z u flu ch t zu dein M artia lgesetze nehm en, 
so nehmen sie diese nicht aus dein G rn n d e  der Geschwor- 
itcn*Gerichte. B esteht denn in  Oesterreich jetzt ein G e -  
schwornen-Gericht? Bestand cs vo r kurzer Z e i t?  U nd ist 
nicht in  einem Nachbarlande die S tra f ju s t iz  - P flege dem 
M artia lgesetze anvertrau t w orde n?  I s t  das nicht in  an ­
deren F ä lle n  geschehen? J a ,  meine H e r r e n ,  es ist nicht 
die F o lg e , daß vom  Geschwornen - Gerichte zum  M a r t ia l ­
gesetze gegangen w ir d ;  aber gewiß ist vom  Geschwornen- 
Gerichte znm  M artia lgesetze ei» größerer S p r u n g , der sich 
in  einem S ta a te  m it solchen seltener zeig t, a ls  von einem  
einfacheil R ichtercollegium  zu R ichtern aus dem M i l i t ä r -  • 

j stände. M a n  stellt im  S ta a te  m it oder ohne S ch w urge­
richt noch ein strengeres S trasrecht und Gericht a u f ,  m an  
p u b lic ir t das S tandrecht in  schärfster F o rm .

Unserem V o lk e  ist m eines Erachtens w eiter durch den 
H e rrn  B a r o n  A p fa ltre rn  ein großes Unrecht geschehen, w e il 
er dasselbe r a c h s ü c h t i g  nennt und sogar fü rch te t, daß 
ein Geschworener fü r  den Ausspruch seiner G esinnung ein 
O p fe r  der Lynchjustiz unseres V o lkes  sein könnte. M e in e  
H e r r e n , in  keinem Lande w ürde ein Abgeordneter aus dem 
V o lke  dieses ohne Protest ausnehm en, und ich m uß meine 
V e rw a h ru n g  gegen diese Bezeichnung unseres V o lkes  ein- 
legen.

Schließlich ist gesagt w o rd e n , die In s t itu t io n  der G e -  
schwornen-Gerichtc m ag w o h l angenehm sein zur Auspor- 
uung fü r  junge Advokaten. M ö g l ic h ! S ie  scheint aber 
fü r H e r r e n ,  welche S ta a ts a n w ä lte  gewesen s ind, nicht von  
solcher B edeutung  zu s e i» , vielleicht um  so viel w en iger, 
als  sie dadurch eine Last au f sich laden m ü ß te n , die um
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so unangenehm er zu tragen w ä re , a ls  sic dieselbe aus einem  
entfernten W ohnsitze in  unser V a te r la n d  im m er bringen  
m üßten.

W a s  in  W esenheit die Geschwornen-Gerichte b etrifft, 
ist w irklich gar nichts gesagt w o rd e n , w as  nicht durch meine 
neulichc M o t iv i r u u g , durch meine heutige frühere R ede  
schon im  V o ra u s  entkräftet worden ist.

Ic h  überlasse cs dem H e rrn  B erich te rs ta tte r, noch die 
w eitere B e g rü n d u n g  des A n trages durchzuführc».

A b g . D r .  B  l e i w  e i s : N a  vprasanje caslitega gosp. 
K ro m c r ja : a li sc lu d i d e n e s  n iis li g. d rza vn i p ravdn ik  
o po ro ln ica h  ta k o ,  kako r je  tak ra t m is lil *? mu odgovorim , 
da t o , a li so so po ro tn ice  dobre skazale a li ne , ne spada 
sein , —  lu d i ne v e m , ka j gosp. drzavn i p ravdn ik  n iis li 
dcnasnji o n jih  —  pa saj lega lud i jaz  v svojem govoru  
nisem tv r d i l ,  da hva li p o r o t n i c e ,  —  reke l s im  le, 
kako  je  sod il o s o d n i s t v u  b r e z  p o r o l n i c .  I n o  
teni n i m ogcl prem eniti svojega innenja.

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Je m a n d  das W o r t ? 
W e n n  n iä ) t ,  so hat der H e r r  B erichterstatter das letzte i 
W o r t .

Bcrichterst. D r .  S  u p p a n : D ie  K lagen  und B e ­
schwerden über die P flege der Gerechtigkeit sind so a lt  a ls  
das Recht selbst, und eben so a lt  ist die G e w o h n h e it, ihre 
letzte Q u e lle  in  der O rg a n is a tio n  der Gerichte zu suchen.

W e n n  der Ausschuß die W iedere in füh ru n g  der S c h w u r­
gerichte anem pfohlen und fü r  wünschcnswcrth erachtet hat, 
so konnte er sich nicht der Ansicht Hingeben, daß dam it u n ­
bedingt a ller und jeder Beschwerde abgeholfcn w e rd e , daß ■ 
keine einzige K lag e  über die U rth c ils fä llu n g  m ehr zu hören  
sein w e rd e , denn die G cschworncn-Gcrichte bestehen eben so, . 
w ie  die aus rcchtSgelchrtcn R ichtern  zusammengesetzte» G e ­
ric h te , aus Menschen ■—  und wo Menschen zu Gerichte ' 
sitzen, da ist der J r r th u m  nicht ausgeschlossen.

A lle in  der Ausschuß h ie lt die re la tive  Vorzüglichkeit 
der Geschwornen - Gerichte fü r  ganz u n zw e ife lh a ft, und in  
dieser B eziehung  ist auch in  der Wissenschaft keine F rag e  
m ehr darüber. Ic h  w il l  h ier nicht im  W e ite n  den wissen­
schaftlichen S ta n d p u n k t hcrvorhcben, und über das In s t itu t  
der Schw urgerichte eine wissenschaftliche A bhandlung  geben, 
nachdem einerseits die Z e it  d rä n g t, andererseits jeder, oder 
die größere M e h rz a h l der verehrten H e rre n  Abgeordneten  
h ierüber schon zahlreiche A bhandlungen  gelesen h a t ,  und  
nachdem endlich die U cbcrzcugnng, welche in  dieser A nge­
legenheit der E in e  oder der Andere bereits sich gebildet hat, 
durch eine derartige A b handlung  schwerlich erschüttert w e r­
den könnte.

Ic h  w il l  n u r  au f einen S a tz  H inw eisen , welchen Justus  
M ö s e r  vo r beiläu fig  hundert J a h re n  ausgesprochen hat und ' 
welcher das W esen der G eschw ornen-G erichte, ihre V o r ­
züglichkeit a ls  Rcchtsinstitu t und ihre N othw cndigkcit a ls  
solches so k lar und m it wenigen W o rte n  bezeichnet, daß 
die ganze L ite ra tu r ,  welche sich darüber in  späteren Z e iten  
angcsam m clt h a t ,  nichts besseres darüber aufzuwciscn hat. 
Ju stu s  M ö s e r  sagt:

„ W a s  kann u n b illig e r und grausam er sein, a ls  einen 
M enschen zu ve rd am m en , ohne versichert zu f e in , daß er 
das G esetz, dessen Ucbertretung ih m  zur Last gelegt w ird ,  
begriffen  und verstanden h ab e , oder begreifen und verstehen 
könne.

D ie  deutlichste P ro b e a b e r , daß ein Verbrecher das 
Gesetz verstanden habe, oder doch verstehen könne und solle, 
ist unstreitig  d iese, w enn 7  oder 1 2  ungclchrte M ä n n e r  
ihn  darnach v c ru rth c ile n , und durch eben dieses U r th e il zu 
erkennen geben, w ie  der allgemeine B e g r if f  des Gesetzes 
gewesen und w ie jeder m it  bloßer gesunder V e rn u n ft  be­

gabte Mensch solches ausgclcgt habe. D ic ß  ist die einzige 
P ro b e  von der w ahren  Deutlichkeit des Gesetzes, welche 
der G eleh rte  nie geben k a u » , w e il seine S in n e  zu geschärft, 
zu fein und über den gemeinen B e g r if f  zu sehr erhaben 
sind."

D a s  W esen dcö Geschwornen -  G e ric h te s , a ls  eines 
R c chtsins titu tcs, ist daher in  diesen W o rte n  klar auSge- 
sproihcn. •

E s  bedarf der G a r a n t ie ,  daß der Verbrecher m it  
W i s s e n  ein Strafgesetz übertreten h a b e , daß das S t r a f ­
gesetz der A r t  sei, daß die dadurch verpönte H a n d lu n g  schon 
bitrd) die bloße V e rn u n ft  a ls  eine strafbare erkannt werden  
könne, und diese G a ra n tie  kan» eben n u r durch das G e -  

: schworueu-Gcricht geboten werden.
W e n n  ich nun auch w eiter nicht in  das W esen der 

Geschwornen-Gerichte ciugchcu w i l l ,  so möchte ich doch einen 
ganz kurzen Rückblick au f die Entstehung der Gcschworncn- 

i Gerichte in E u ro p a  w e rfe n , w ie sich dicß In s t itu t  nach den 
gegenwärtig im  Allgem einen geltenden Grundsätzen gebildet 
h a t ,  indem  sich d araus ergeben w ir d ,  daß die Bedenken, 
welche gegen die E in fü h ru n g  des Schw urgerichtes in diesem 
Lande gemacht w e rd e n , sich ebensogut bei allen anderen  
Ländern hcrausgcstcllt h a b e n , welche die Schwurgerichte  
besitzen, welche sic a ls  ih r  theuerstcs G u t  verehren und  
selbe um  keinen P re is  missen möchten.

D ie  Schwurgerichte entstanden in E n g la n d , a ls  nach 
Aushebung der G o ttc su rth c ilc  in den Ja hren  1 2 1 5  und  
1 2 1 9  das Zcu gn iß  der G e m e in d e , repräscntirt durch 1 2  
ihrer G lie d e r ,  bezüglich der S ch u ld  dcö G erüg ten  ange- 
rufcn  w urde. D ieses Z c u g n iß  schloß die K cnntn ißuahm e  
von Thatsachcn und ebensowenig die glaubliche M it th c ilu n g  
A nderer nicht a u s , sondern w ies ausdrücklich au f die E r ­
kundigung fo ld jer h in ; cs w a r  daher der S c h r it t  n u r ein  
natürlicher und selbstverständlicher, daß die R idstcr sich be­
eilten , diesen Gcsdiworncn die Beweise selbst vorznlcgen, 
tocldje hinsichtlich der S c h u ld  des Angeklagten e rm itte lt 
worden sind. A u f diese W eise w urden  die Gcsthwornen  
aus Zeugen zu R id s te n t, und haben sich in  E n g lan d  durä) 
m ehr a ls  6 0 0  J a h re  fo rt und fo rt behauptet.

V o n  E n g lan d  kamen sie nad) Frankreich. Z u r  Z e it  der 
großen französischen R e v o lu t io n , und zw ar am  letzten A p r i l  
1 7 9 0  w urde die C r im in a lju r y  dort eingeführt. D ie  E in ­
führung  gcfdjoh dort lediglich aus politischen G rü n d e n , und  
dcßhalb konnte fid) das G eschwornen-G ericht and) itidst in  
so gedeihlicher W eise entw ickeln, w ie  dieß in  E n g lan d  der 
F a l l  w a r . E s  w a r  in  Fraukreid ) lange Z e it  von der 

i W icdcranfhcbung der G csdiw orncn Gerichte die R ede. A ls  
im  J a h re  1 8 0 8  die R evision des C rim inalcodcx dort w ieder 

, ausgenommen w u r d e , so antw ortete der G ro ßrid ste r au f 
die F rag e  des K aisers N a p o le o n , „w ie  cs jetzt m it  den 
Leistungen der Gesdstvornen stehe?" E s  lasse sich wenig  
rühm ensw erthes von ihnen sagen , sic erfü llten  ihre A u f­
gabe m it  großer ©dstvndje und crm uthigcn das Verbred)en  
buid ) die Aussicht au f S tra flo s ig ke it. A lle in  N a p o leo n , 
welcher nidst bloß a ls  K rie g e r in  der Wcttgcsthidstc Epoche 
m achte, sondern and) a ls  Gesetzgeber, e rk lä rte , cö fehle 
zw ar unter den dam aligen  Zuständen des sranzösisd)cn 
S ta a te s  an der innern  B e g rü n d u n g  fü r  die B e lastu ng  der 
G eschw ornen-G erichte; a l le in ,  cs sei zu e rw ä g e n , daß der 
beständige R id jte r , gew oh n t, Verbrecher vor fid) zu sehen, 
zu leidst in  der A nnahm e der S d >u ld  verfahren könne; 
dieses verhüte die A usübung des S tra fa m tc s  bitrd) G e ­
schworene und dcßhalb seien sic bcizubchaltcn.

V o n  Frankrcid ) verpflanzten fid) die Schw urgerichte, 
the ils  m itte lb a r durch die R h e iu p ro v in zc n , theils  u n m itte l­
b a r nach D eutsd;land  und I t a l ie n .



A ls  die Strafprozessordnung vo r den preußischen K a m ­
m ern  im  J a h re  1 8 5 2  re v id ir t w u rd e , so gab der Ju s tiz ­
m in ister die E rk lä ru n g  a b : „ B e i  Verbrechen gegen die 
S icherhe it des E igenthnm S entscheiden sich die Geschworenen 
leicht fü r  ein S ch u ld ig  und pflegen d arin  w eiter zu gehen, 
a ls  in  vielen F ä lle n  rechtögelehrte R ichter thnu w ürden. 
Bedenklicher stelle sich die Sache bei Verbrechen gegen P e r ­
sonen ; h ier trete die N e ig u ng  h e rv o r , die gesetzten Schranken  
zu überschreiten und die thatsächlichcn M o m e n te  des gege­
benen F a lle s  nicht zu berücksichtigen."

A lle in  dcmuugeachtet, obw ohl sich diese Gebrechen 
dort herausste llten , w ie sie sich übera ll Herausstellen, wo  
daö Geschwornen-G ericht plötzlich und unvorbereitet einge- 
fü h rt w i r d , und obw ohl der dam alige Zeitgeist nicht d a r­
nach eingerichtet w a r ,  den Schwurgerichten hold zu sein, 
so tra t doch keine einzige S t im m e  in  den preußische» K a m ­
m ern  hervor und selbst nicht von der M in is te rb a n k , welche 
fü r  die Aufhebung der Schwurgerichte gesprochen hätte. 
M a n  ging n u r d a ra n , die M a n g e l an der bestehenden E in ­
richtung der Schwurgerichte zu verbessern und N ie m a n d  
dachte d a ra n , sie zn beseitigen. D ies er Um stand alle in  schon, 
daß in  keinem L a n d e , wo die Schwurgerichte eingeführt
w orden f in d ,  dieselben w ieder beseitiget w u rd e » , m it A u s ­
nahm e bei uns i»  O esterreich , schon dieses a lle in  würde  
nach m einer Ansicht genügen, u m  alle die E inw endungen  
h in tanznw eisen , welche von de» H e rre n  Abgeordneten v. 
S t r a h l  und B a r o n  A psaltrern  vorgebracht wurden.

A lle in  ich muß iu diese E inw endungen mich näher ein - 
geheu, und ich g la n b e , daß in  der T h a t  kein einziger der­
selben a ls  begründet erachtet werden könne.

Ic h  m uß vo r A lle m  die B em erkung zurückweisen, a ls  
ob m an  diese Angelegenheit n u r a ls  eine Modesache be­
trachte. W a s  die Wissenschaft fcstgestellt h a t ,  w as  alle 
ersten J u ris te n , und in  Deutschland von dem ersten Rechts» 
gelehrten M it te rm a y e r  a» , a ls  nothw endig erklärt und a ls  in  
einem jeden Lande durchführbar betrachtet habe», daö kann m an  
nicht m ehr a ls  eine Modesache erklären. ( B r a v o ,  B ra v o  !) j

Z ue rst m »ß eine Id e e  iu der Wissenschaft sich B a h n  ; 
brechen, dann m uß sic in  das practische Leben eingeführt ; 
w erden. D ie  Wissenschaft hat die F rag e  abgethan, in  das 
practische Leben soll sic jetzt bei nns eintretcn.

D ie  2 3 jä h rig e  practische E rfa h ru n g  des H e rrn  A bg. 
v. S t r a h l  kann ich h ier nicht gelten lassen; cS ist n u r eine 
anderthalb jährige practische E rfa h ru n g  hinsichtlich der G e -  
schw orncn-G erichte, und aus einer Z e it  eben, wo sie zuerst 
iu  das Leben getreten s in d , wo daher manche U nzuköm m ­
lichkeiten Vorkommen m ochten, —  nicht in  den Rechts- 
sprüchen, das bestreite ich , und bestreite auch, daß ein 
M iß g r i f f  in  jenen beiden F ä lle n  vorgekommen fe i ,  welche 
vom  H e rrn  A bg. v. S t r a h l  erw ähnt w u rd e n , aus welche 
ich später zu sprechen kommen w e rd e , —  a lle in  U n zn - 
kömmlichkeitcn in s o w eit, daß sich einige U n lus t bei dem 
einen oder dem ändern der Geschworenen gezeigt haben mochte.

W e n n  der H e r r  A bg . v. S t r a h l  d arin  einen B e w e is  
d afü r fin d e t, daß dic B evö lkerung  kein regeö Interesse  
fü r  dic S tra frech tsp flege h a b e , w e il gegenwärtig die G e ­
richtssäle leer s in d , w e il sich dic B e rtra u e u sm ä n n er nicht 
gern a ls  S tro h fig u re n  ( B r a v o ! B r a v o !) bei der P ro to -  
co llirnng  dcr V erhö re  der Angeklagten gebrauchen lassen 
w o lle n , dann w äre die B e ha up tu ng  a llerd ings rich tig ; 
alle in  sie ist u n ric h tig , w e il eben die Präm issen unrichtig  
s in d , aus welchem dieser S ch luß  gezogen werden w ill.

W e n  soll es interessiren, gegenwärtig die G erichts - 
säle zu betre ten , wo dic Sch lnßvcrhand lnng  lediglich ein 
Schauspiel ist, das eigentlich gar keinen W e rth  m ehr hat, 
eine leere F o rm e l (R u f e :  S e h r  w a h r) , welche auch n u r
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a ls  eine leere F o rm e l von allen drei Facto ren , welche d a ­
bei betheilig t sind, vom  Gerichtshöfe, vom  A nkläger und  
vom  B erth e id ig er betrachtet und a ls  solche behandelt w e r­
den. U nd  w ie  kann m an  überhaupt die Gerichtssäle be­
treten, wo die Oeffcntlichkeit, w ie gegenw ärtig, noch eine 
beschränkte ist. W o  m an  dic Oeffcntlichkeit beschränkt, da  

| ist sie indirekt ausgeschlossen; uicht Jedem  beliebt es, sich 
vorher die E r la u b u iß  zu erbitten, irgend einen S a a l  be­
treten zn dürfen.

Ic h  bin ebenfalls der Ansicht, daß das Rechtögesühl 
im  H erzen  eines V o lkes schon ursprünglich lebe, daß es
nicht durch einen gewissen G ra d  dcr E n ltn r  erst belebt und
in  die H erzen  des V o lkes  eingepflanzt werden könne. E s  
ist ein natürliches G e fü h l, welches jedem Menschen gegeben 
ist, und das keinem benommen w ird , der dieses G e fü h l  
n u r selbst sprechen läß t.

D ic  beiden F ä lle , welche der H e r r  A bg . v. S t r a h l
angeführt h a t , kann ich nicht a ls  einen B e w e is  gelten
lassen fü r  die Verw erflichkeit dcr Geschwornengerichte. E r  
hat den einen F a l l  angeführt, wornach ein angeblich schul» 
diger Angeklagter schuldlos gesprochen w urde, den ändern, 
wo ein Schu ld loser schuldig erklärt worden sei. I m  ersten 
F a lle , w enn die Fragestellung diejenige w a r , w ie  sie vom  

errn  A bg . v. S t r a h l  vorgebracht w urde, und wenn die 
eschworenen ungeachtet der R ichtigkeit deö F actnm S  sich 

dennoch nicht von einer Gesetzes Übertretung oder strafbaren  
H a n d ln n g  überzeugen konnten, dann m ußten sie a lle rd in g s  
ein Nichtschuldig aussprcchcu —  m ußten ein N ichtschuldig  
aussprcchen, ungeachtet deS Eingeständnisses des B e k lag ten  
bezüglich deS Factn m S . M a n  d arf dcn Geschworenen nicht 
bloß einfach über daS F aktn m  abstimmeu lasse», sondern 
er m uß ein w ahres S ch u ld ig  auSsprechen, und w enn er 
sich eben von der S c h u ld , d. i .  von einer Gesctzeöverlctznng 
nicht überzeugen k a n n , w ird  er daö S ch u ld ig  nicht au s ­
sprechen, und w enn m an  die F rag e  ans daö F a c tu m  ge­
richtet s te llt, m uß er das F a c tu m  vern e in en , w enn auch 
der Angeklagte cs cingestanden hat.

D iese  Erscheinung ist nicht h ier a lle in  vorgekom men, 
sie hat sich häufig  gezeigt in  vielen L ä n d e r» , und w ird  
im m e r Vorkom m en, wo eine unrichtige Fragestellung P latz  
greift.

D e n  zweiten F a l l  h ingegen, wo ein Schuld loser ver­
u r t e i l t  w n rd e , deu kann ich nicht begreifen.

W e n n  kein anderes J n d ic in m  v o rla g , a ls daö vom  
H e rrn  A bg. v. S t r a h l  erw ähnte, so begreife ich uicht, w ie  
dcr Anklagefenat des O berlaudesgerichtes den Angeklagten  
a ls  dringend verdächtig  bezeichnen konnte; da begreife ich 
dann u ic h t, w a ru m  der G e ric h ts h o f, welcher auch ans  
rechtsgelehrten R ichtern  bestand, denen in  jeder S tra s p ro -  
ceßordnnng, nach dcr Gcschwornen - G erichte in terveniren , 
daö Recht eingeräum t is t , meint ein Angeklagter nach A n ­
sicht dcr Richterbank schuldlos veru rth e ilt w i r d , das U r -  
theil zu cassiren, und dcn F a l l  vor ein anderes Geschwor- 
nengericht zu verw eisen, —  w a ru m  dic R ich terbant dieser 
V erpflich tung  nicht nachgckoinmcn ist?  A lle  diese F ä lle , wo  
m an behauptet, daß von Geschwornen-Gerichten Angeklagte 
schuldlos veru rth e ilt worden seien, fa llen  au f die R ichter­
bank zurück. ( R u f e : S e h r  w a h r ! )  W e n n  die Richterbauk 
ihre Verpflich tung  nicht e r fü l l t ,  dann g ibt sie eben den 
B e w e is ,  daß auch sie in  einem solchen F a lle  den A nge­
klagten vern rth e ilt haben w ürde. (A b g . D r .  T o m a n :  
S e h r  g u t.)

D e r  F a l l ,  w ie  er uns vorgetragen w u rd e , ist zu be­
d a u e rn , a lle in  ich weiß n ic h t, w a ru m  der H e r r  A bg . v . 
S t r a h l  u ns  auch nicht jenen F a l l  erzählt h a t ,  den w ir  
leider vo r einigen M o n a te n  in  den öffentlichen B lä t te r n  zu



ft
lesen G elegenheit hatten , wo ein französisches Geschwornen- i 
G ericht eine F ra u  des L a te rn w rd e s  schuldig erkannte 
und schuldig erkennen m u ß te , w e il diese selbst das G e -  
ständniß abgelegt hatte, de» V a te rn w rd  vollbracht zu haben. 
A lle in  w a ru m  hatte sie das G eständniß abgelegt? —  
D a r u m , w e il ih r  in  dem Kerker von dem J n stru c tio n s -  
richter derartige geistige F o lte rn  zugefügt w urden, und w e il 
sic auch derartige körperliche M iß h a n d lu n g e n  erdulden m ußte, 
daß sic sich endlich diesen M iß h a n d lu n g e n  n u r dadurch 
entziehen konnte, daß sic das gräßlichste Verbrechen einbe­
kannte , welches es geben k a n n , den V a te rn w rd .

W e n »  dieß iit  einem S ta a te  geschehen kann, wo G e -  
schwornen - Gerichte s in d , so w ürde cs w oh l um soviclinchr 
dort Vorkommen können , w o keine derartigen existiren, wo  
das ganze S tra fv e rfa h re n  n u r in  die H ä nd e beständiger 
Richter gelegt ist.

I n  Frankreich kam die W a h rh e it  doch an das T a g e s ­
lic h t, allein  wcnn dort keine G eschw ornen-G erichte w ären , 
so w äre  dieß äußerst zw eifelhaft gewesen. D e n n  es ist gar 
kein Z w e ife l ,  daß dem Justructionörichter d o rt, wo er das 
Sicht der Ö ffe n tlic h k e it nicht so sehr zu scheue» braucht, 
eine derartige G e w a lt  über den Jn q uis itcn  cingcränm t ist, 
daß diescn fein Gcfctz zn schützen verm ag.

„ B e i  G eschw ornen-G erich ten  gibt cs keine B e r u fu n g ; 
bei einem Gerichtshöfe aus rechtsgelehrten R ichtern g ibt 
es eine B e ru fu n g ."

M a n  kann sich in  3  Ins tan zen  b eru fen : D ie  erste 
In s ta n z  erklärt schuldig. D ie  zweite nicht schuldig. D ie  
dritte  schuldig.

D iese  F ä lle  kommen sehr häufig  v o r ,  ebenso häufig  
kommen die F ä lle  v o r ,  daß die eine In s ta n z  in  einer 
H a n d lu n g  einen D ie b s ta h l, die zweite einen B e t r u g , und  
die dritte  eine V eru n tre u u n g  fin d e t; wo ist das gerechte U r -  
theil in  diesem F a lle ?  E s  ist h ierin  fü r  den Angeklagte»  
durchaus keine sicherere G e w ä h r, a ls  diejenige, welche darin  
l ie g t ,  daß zw ö lf feiner M itb ü rg e r  über ihn  das U rth e il  
fä l le n , vorausgesetzt, daß alle vom  Gesetze bestimmten F o r ­
m a litä te n  e rfü llt  w u rd e n , und dagegen eben ist die Cassa­
tio n  das wirksame R echtsm itte l.

D e r  H e r r  D r .  T o m a n  hat bereits über die meisten 
P unkte selbst gesprochen und dieselben w id e r le g t, und ich 
glaube daher n u r zu den bezüglichen A n führungen  des H e rrn  
B a r o n  A p fa ltre ru  »och E in ig es  sagen zu sollen.

D e r  H e r r  B a ro n  A p fa ltre rn  m e in t , daß die H erste l­
lung  des objectiven Thatbcstandcs oft eine schwierige sei, 
und daß sic das Fassuugs-Vcrm ögcn der Geschworenen oft 
überschreiten w e rd e ; daß cs Verbrechen derart com plic irter 
N a tu r  gebe, daß dieselben nicht von den Geschwornen in  
allen ihren B eziehungen ersaßt z» werde» verm ögen. D ies er  
B e h a u p tu n g , welche nicht gegen die G eschw ornen-G erich te  
in  unsernt L a n d e , sondern gegen die Geschwornen-Gerichte  
überhaupt gerichtet ist, sowie dieses überhaupt bei allen B e ­
hauptungen des H e rrn  B a ro n  A p fa ltre rn  der F a l l  ist, dieser 
B e ha up tu ng  stelle ich einfach die E rfa h ru n g  von allen den 
Ländern entgegen, w o die Gcschworiicn-Gcrichtc eingeführt 
sind. E s  ist dieß einfach nicht w a h r, w e il in  allen Ländern  
die Geschwornen - Gerichte über derartige Verbrechen eben­
fa lls  urtheilcn und gewiß eben so gut u rtheilen , a ls  es von 
rechtsgelehrten Richtern geschehen w ird .

D ie  weitere B em erkung geht d a h in , daß die S t r a f ­
rechtspflege v o r G eschwornen-Gerichte» nicht so rasch statt- 
finde» k ö n iile , w ie ohne dieselben. D ieses ist ebenfalls 
einfach unrichtig.

D ie  E rfa h ru n g  zeigt, daß m an gerade die F ä lle , welche 
vor die Geschwornen-Gerichte zn gelangen haben, daß m au  
gerade hier die Untersuchungen sehr beschleunigt, um  wo

möglich von einem Q u a r t a l  zum  ändern dieselben abzu- 
schließeu und vo r die Asfisfeu bringen zu können, w ährend  
sich gegenwärtig allerd ings die Untersuchungen nicht n u r  
M o n a t e ,  sondern auch J a h re  laug verzögern.

Bezüglich  der W o h lfe ilh e it glaube ich nichts erwähnen  
zu so llen; eine schlechte Justiz ist im m er zn th e n e r, und  
eine gute Justiz ist nie zn th e n e r; w enn sie auch m it  
etw as m ehr Kosten verbunden w ä r e , so ist dieselbe doch 
unbedingt vorzuziehen m it  Rücksicht ans alle übrigen V o r ­
theile , die d araus erwachsen.

D e r  H e r r  B a r o n  A p fa ltre rn  g la u b t, daß m an  die 
Beeinflussung der R ichter durch ein Jm m unitütsgesetz und 
durch eine gute pecuniäre S te llu n g  beseitigen könne.

E ö  kan» i»  dieser R ichtung etw as geschehen, das  
unterliegt keinem Z w e if e l , a lle in  die Beeinflussung w ird  
demungeachtet nie beseitigt werden können; alle diese G a ­
rantien  sind rein  im a g in ä r.

U ebcra ll d o r t ,  wo der Richterstand in  die B c a m te n - 
H ierarchie eingefügt is t ,  möge m au Gesetze gebe», daß der 
R ichter nicht verantw ortlich , daß er »»absetzbar se i, daß er 
nicht von einer S te lle  zur ander» versetzt werde» könnte, 
der R ichter w ird  demungeachtet, w ie jeder M en sc h , nach 
B e förde ru ng  strebe», und der S t a a t  hat es in seiner 
M a c h t , ihn  zn befördern oder nicht. E r  hat cs in  feiner 
M a c h t, ihn m it  Auszeichnungen in  anderer W eise zn über­
schütten, und diese Rücksicht w ird  im m e r den R ichter bei 
B e n rth c iln n g  von politischen Verbrechen in  seiner klaren  
Anschauung beirren.

Ic h  w il l  iit  die w eiter«  Bem erkungen nicht näher ent­
gehen , n u r möchte ich noch die F rag e  a u fw e rfe n : wenn  
nicht derartige V o rth e ile  m it  der E in fü h ru n g  der S c h w u r­
gerichte verbunden f in d , w ie sie im  Atisschußberichte ange­
fü h rt erscheinen, w oher kom m t eö d a n n , daß überall dort, 
wo die Schw urgerichte eingeführt s in d , sich die Z a h l  der 
strafbaren H a n d lu n g e n , die vo r die Assissen kom m en , bei­
nahe von J a h r  zn J a h r  v e rm in d e rn , w ie  dieses namentlich  
in  B a ic rn  der F a l l  ist seit E in fü h ru n g  der Schw urgerichte?

D a s  ist ein deutlicher B e w e is , daß durch diese In s t i ­
tu tion  das Rechtsgefühl im  V o lk e  erstarkt, daß die öffent­
liche M o r a l  dadurch gekräftiget w ird .

Ic h  komme hier n u r noch au f eine B em erkung  des 
H e rr»  v . S t r a h l  zurück, wodurch er g laubt die Rechtspflege 
zu befördern, nämlich durch die B eseitigung  der B ew eis theo rie .

Ic h  w e iß , daß die V ew e is the orie  an und fü r  sich 
wenig praktischen W e rth  h a t ,  w e il sic der R ic h te r , der sich 
von der S ch u ld  deö Angeklagten überzeugt g la u b t, die 
gesetzlichen B e w e is m itte l in  der A r t  dehnt und streckt, daß 
er d am it a llerd ings macht w as  er w il l .  A l le in , wenn ein  
rechtsgelehrter R ich ter urtheilcn  soll über S ch u ld  oder N ic h t- 
S ch u ld  , so bin ich doch gegen die Aufhebung der B e w e is -  
th eo rie , indem  ich d arin  den einzigen Schutz des A nge­
klagten gegen die habituelle G e w o h n h e it, welche sich bei 
manchem Angehörigen des R ichtcrftaudcs durch die G e ­
w ohnheit, im m e r m it Verbrechern  zu verkehren, ausb ildet, 
eben in  jedem Angeklagten einen Verbrecher schon im  vo rn ­
herein zn erblicken, sehe.

N u n ,  meine H e r r e n ,  mögen S ie  zur A bstim m ung  
schreiten, alle in  möge» S ie  dabei bedenken, daß daö V o tu m ,  
welches S ie  abgeben, schwer w ie g t , und daß nach ihm  die 
Stra frech tsp flege in  m tferent Lande vielleicht au f eilt D e -  
cenium festgestellt w ird . Ic h  w il l  nicht d ara u f Hinweisen, 
daß kein einziger der L a n d ta g e , welche diese F rag e  in  V e r ­
handlung genommen h a b e n , sich gegen die E in fü h ru n g  der 
Schwurgerichte ausgesprochen, sondern daß sie alle dieselben 
au f das W ärm ste  em pfohlen haben. Ic h  w il l  nicht d ara u f  
Hinweisen, denn cs soll Jeder nach seiner Ueberzeugung



seine S t i im n c  abgeben, w o h l aber ist zu berücksichtigen, 
daß eben dieser Ausspruch fü r  unser Land nicht unwesent­
l ic h , sondern von hoher W ichtigkeit sein w ird . (Lebhafter 
B e if a l l . )

P r ä s i d e n t :  D ie  D e b a tte  ist geschlossen. E s  liegt 
dein Auöschußautragc gegenüber n u r der A n tra g  des H r n .  
A bg . v. S t r a h l  ans m o tiv irtc  T a g e so rd n u n g  v o r ,  welcher 
nach § .  3 9  G .  -  O .  zuerst zur A bstim m ung zu kommen  
hätte. W ir d  dieser ab g eleh nt, so kom m t der A n tra g  des 
Ausschusses zur A bstim m ung.

D e r  § . 4 2  G .  - O .  erm ächtigt mich und die hohe 
W ichtigkeit des Gegenstandes bestim m t m ich , über beide 
vorliegende A n träge  die namentliche A bstim m ung  anzuordnen. 
( R u f e : G u t . )  Zuerst kom m t demnach der vom  H e r rn  A bg. 
v . S t r a h l  gestellte D e rta g u n g S a n tra g  zu r A bstim m ung, 
welchen ich nochm als vorlese» w il l .  E r  la u te t:  (w ird
unterbrochen v o m )

A b g . A  m  b r  o s ch: Ic h  bitte unt eine Unterbrechung  
von  5  M in u te n .

P r ä s i d e n t :  W e n n  cs gewünscht w i r d , bitte ich 
den A n tra g  zu stellen, ich kauu die Unterbrechung b e w illi­
g e n , w enn der bezügliche A n tra g  von 5  M itg l ie d e rn  u n ­
terstützt w ird . ( R u f e : „ N e in "  und „ J a ." )  E s  ist also der 
A n tra g  geste llt, die S itzu n g  a u f 5  M in u te n  zu systiren? 
( R u f e : W c iit , zu r A b s tim m u n g !) Ic h  fahre demnach fo rt. 
D e r  A n tra g  des H e r rn  v. S t r a h l  la u te t : „ D e r  hohe
Landtag  w olle  beschließen: I n  E rw ä g u n g , daß h ierlauds  
w eder ein dringendes B e d ü rs n iß , noch ein allgem einer 
W unsch der E in fü h ru n g  der Schw urgerichte sich geltend 
gemacht h a t;

in  der E r w ä g u n g , daß cs überhaupt im  Julcrcssc der 
Rechtspflege lie g e , Rechtseiuheit im  ganzen österreichischen 
Kaiserstaate herzustellcu;

in  E r w ä g u n g , daß som it die F ra g e  über die E in ­
fü h ru n g  oder N ich te in füh ru u g  der Schw urgerichte keine 
locale oder provinc ie lle  s e i, werde zu r T ag e s o rd n u n g  über- 
gegaugen."

D ie s e r A n tra g  ist gehörig unterstützt w o rd e n ; ich werde  
sofort über denselben, und zw a r w ie  gesagt, nam entlich  
abstim m e» lassen. Ic h  bitte jene H e r r e n , welche f ü r  den 
B e rta g u n g s a n tra g  des H e rrn  v. S t r a h l  s tim m e n , beim  
N a m e n s a u fru fe  m it  „ J a " ,  und je n e , welche g e g e n  den­
selben s tim m en , m it  „ N e in "  zu an tw orten .

Ic h  ersuche den H e r rn  A bg . K ro m e r und den H e r rn  
S c h r if t fü h re r  die A bstim m ung zu co u tro lliren . ( B e i  dem  
h ie rau f erfo lg ten  N a m e n s a u fru fe  stim m ten m it  J a :  D ie
H e rre n  Abgeordneten F re ih . v. A p fa l t r e r n , G u s tav  G r a f  
A u e rs p e rg , B r o l ic h , G o lo b , J o m b a r t , K o r e n , K o s te r,  
K r o m e r ,  v. S t r a h l ,  D echan t T o rn a » . M i t  N e i n  stim m ­
ten die H e rre n  A b g eo rd n e te» : A m brosch , D r .  B le iw e iü ,  
D e s c h m a n n , G u t t m a » , K apelle  * ) ,  K lcm cu c ic , v . Langer, 
Locker, Luckm aun, M u l l e y ,  R o s m a n n , S a g o r z ,  D r .  
S k e d l , D r .  S n p p a u ,  D r .  Lovro  T o  m a u , V i lh a r ,  A n to n  
F re ih . v . Z o i s , M ic h a e l F re ih . v . Z o is .

Ic h  b itte m ir  das R e s u lta t bekannt zu geben.
A bg . K r o m e r :  1 0  haben m it  „ J a "  1 8  m it  „ N e in "

gestim m t. (R u s e : 1 1 .)
P r ä s i d e n t :  E s  ist som it der B e rta g u n g s a n tra g

des H e r rn  A bg . v. S t r a h l  abgelehnt. Ic h  bringe n un  den

* ) Abg. K a p e l l e  (beim Aufrufe seines Namen«:) Ja , wenn 
es sich um die Ablehnung de« Anlrage« des Herrn v. Strahl 
handelt.

P r ä s i d e n t :  Jene Herren, welche für den Antrag des 
Herrn v. S trah l stimmen, wollen mit Z a antworten, die da­
gegen stimmen mit Nein!

Abg. K a p e l l e :  Viein! 
x x x v  L » n d ta g r  -  S itz u n g .
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vom  Ausschüsse gestellten A n tra g  zur A bstim m ung  und  
werde in  der näm lichen W eise v e rfa h re n , näm lich durch 
nam entliche A bstiin innng .

D e r  A n tra g  la u te t:
D e r  h. Landtag  w o lle  beschließen:
„ D e r  Landtag  des H erzo g th n n is  K ra in  erkennt ttt 

Berücksichtigung der E n ltn r - ,  socialen und politischen B e r -  
hältnisse des Landes die W ie d e re in fü h ru n g  der Geschwornen- 
G erichte in  S trafsachen  fü r  K ra in  a ls  wünschenswert!), 
und stellt daher au f G ru n d  des § .  1 9  l it t ,  b ) Landes- 
O rd n n n g  den A n t r a g : D ie  H. S ta a ts re g ie rn n g  w olle  
wo möglich in  der nächsten ReichSrathssession eine S t r a f -  
proceßordnnng m it  A u fn ah m e der Geschworuen-G erichte fü r  
die schweren P riva tve rb rec h en , serners fü r  alle  Verbrechen  
und Vergehen  politischer N a t u r ,  so w ie fü r alle  durch 
Druckschriften begangenen strafbaren H a n d lu n g en  zur ve r­
fassungsm äßige» B e h a n d lu n g  vvrleg cn ."

D ie s e r A n tra g  kom m t natürlich  im  G an zen  zur A b ­
stim m ung , w e il eine T h e ilu u g  im  A n trä ge  selbst nicht 
ersichtlich ist. Ic h  b itte also w ieder jene H e r r e n ,  welche 
m it diesem A n trä g e  einverstanden s in d , m it  „ J a " ,  welche 
gegen denselben stim m en w o lle n , m it  „ N e in "  zu an tw o rten . 
( B e i  dem hieraus erfolgten N a m e n s a u fru fe  stim m ten m it  
„ J a "  die H e rre n  A bgeordneten: A m brosch , D r .  B le iw e is ,  
D e sc hm an n , G u t t in a u ,  K a p e lle , K lem en e ic , v. Langer, 
Locker, Luckm aun, M u l l e y , R o s m a n , S a g o r z , D r .  S k e d l, 
D r .  S u p p a n ,  D r .  Lovro  T o m a n ,  V i l h a r , A n t. F re ih . 
v. Z o is  und M ic h . F re ih . v. Z o iö .  M i t  „ N e in "  stim m ten  
die H e rre n  A bgeordneten: F re ih . v . A p fa l t r e r n , G ustav  
G r a f  v . A u e rs p e rg , B r o l ic h , G o lo b , J o m b a r t , K o re n , 
K o s le r ,  K r o m e r , v. S t r a h l ,  D echan t T o m a n .

A b g . K r o m e r :  1 8  m it  „ J a "  1 0  m it  „ N e in ."
P r ä s i d e n t :  D e r  AnSschußantrag ist also ange­

nom m en. (Lebhafter B e ifa l l  im  S a a le  und Z n h ö rc rra n m c .)
W i r  kommen nun zum  vierten Gegenstände der T a ­

gesordnung.
A b g . D r .  T o m a n :  Ic h  erlaube m ir  den A n tra g

auf eine kurze Unterbrechung in  A n b etra ch t, daß die H e rre n  
S ten o g rap h e n  durch diese T a g e  so v ie l zu arbeiten  hatten, 
zu stellen.

P r ä s i d e n t :  Ic h  unterbreche die S itzu n g  au f 5  M i n .
(N ach  W ie d e rau fn ah m e der S itz u n g .)
P r ä s i d e n t :  W i r  kommen zum  vierten G eg en ­

stände der heutige» T a g e s o rd n u n g , betreffend den B e ric h t  
des Landes -  Ausschusses über die Ansprüche der T r ie f te r  
S tad tg em e in d e  fü r  die in  der dortigen W o h lth ä tig k e its -  
A n sta lt verpflegten G ebärenden und F in d lin g e . Ic h  bitte  
den H e r r n  B e rich te rs ta tte r, das W o r t  zu nehmen.

B erich terstatter D r .  B l e i w e i s :  (L iest.)
„ B e i  der Uebergabe des von der D ire c t io n  der W o h l-  

, thätigkeitS -A nsta lten  a llh ie r ( im  Laibacher S p ita le )  v e rw a l­
teten F in d e lh a n s  -  FondeS in  die V e rw a ltu n g  des T r ic s te r  
Landes-AuSschusfes hat die k. k. S ta t th a lte r n  in  T r ie s t m it  
der tut die h in -laub ige k. k. Landesregierung <l<lo. 9 .  J u n i  
1 8 6 2  gerichteten und von dieser dem LandeS-Ausschussc in  
Abschrift m itgctheiltcn  N o te  die Ersatzansprüche hervor* 
gehoben, welche der LandcS-AnSfchuß, refpcctivc die S ta d t -  
C om m une T rie s t fü r  die in  die T rie s te r G e b ä r -  A n sta lt 
aufgcnotnm citcit, nach K ra in  zuständigen S ch w än ge rn , dann  
fü r  die der F in d e l-A n s ta lt übergebenen oder in  die F indet»  
w inde h in terlegten  K in d e r von M ü t t e r n , welche nach K ra in  
zuständig s in d , vorn I .  1 8 5 4 ,  d. i .  von jenem Ze itpunkte  
a n , in  welchem die W o h lth ä tig k e its  - A nstalten au fh örten , 
S ta a ts a n s ta lte u  zu se in , und in  F o lg e  a. H. Entschließung  
vom  1 4 . S e p t .  1 8 5 2  aus die Länder - B u d g e t überwiesen  
w u rd e n , an den krainischcn Landessoud stellt.

3
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I n  dieser N o te  reassum irt die k. k. T ries te r S ta t th a l ­
terei die vielfachen V e rh a n d lu n g e n , welche seit mehreren  
J a h re n  im  Gegenstände dieser F ra g e  m it  der k. k. Landes­
regierung in  K ra in  gepflogen w u rd e n , welche conseqncnt 
jeden Kostenanspruch der T ries te r G e b ä r -  und F in d e lan sta lt 
an  den krainischen Landesfond ablehnte.

B e i  der Uebergabe der Landesfoude in  die V e rw a ltu n g  
der LandeS -V ertretungen  hat es nunm ehr die S ta d t -C o m -  
m uue T r ie s t fü r  nothw endig erachtet, m it  den genaunten  
A nforderungen  vor die Landes -  V ertre tun gen  in  K ra in ,  
G ö rz  und Is tr ie n  zu treten , u m  die seit einem D ecenn iu m  
in  V e rh a n d lu n g  stehende F ra g e  fü r  den T ries te r Fon d  zu 
einem gedeihlichen Ende zu b rin g e n , A u la ß  hierzu fand  der 
T ries te r Landes-AnSschuß in  dem Erlasse des k. k. S ta a tö -  
m in is tcrium s vom  4 .  D e c . 1 8 6 1 ,  Z .  7 6 4 5 ,  welches zw ar  
e rk lä rte ,  daß dem B egehren  der T ries te r C o m m u n e , daß 
die B estim m ungen  deS k. k. M in is te rie ll - Erlasses vom  6 .  
D e c . 1 8 5 3 ,  Z .  2 9 .7 1 5 ,  w ieder hergestcllt, und der k. k. 
M in is te r ia l -E r la ß  vom  1 3 . August 1 8 5 4 ,  Z .  1 3 .1 0 6 ,  a u f­
gehoben werden möchten, nicht F o lg e  gegeben werden könne, 
doch aber

1 . D ie  B il lig k e it  der Ansprüche, welche dießsalls von  
S e ite  T rie s t an die ändern betreffenden LandeSsonde 
erhoben w e rd e n , nenerdingö an erkann t, und den 
R eg reß -A n sp rü ch en  gegen die ändern LandeSsonde 
grundsätzlich nicht entgegcngctreten w erd e;

2 .  daß die k. k. M in is te r ia l-V e ro rd n n n g  vom  1 3 . August 
1 8 5 4  fein  H in d e rn iß  sei, daß der T rie s te r Landes- 
sond den R egreß  wegen V erp fleg u ng  der frem den  
G ebärenden und F in d lin g e  nehmen und von  der b is ­
herigen R e c ip ro c itä t abgehen könne, und deßhalb m it  
den Landes-Ansschüssen der ändern Länder im  W ege  
des Landeschcss in  V e rh a n d lu n g  tre te ;

3 .  daß das S ta a ts  - M in is te r iu m , wenn es auch im  
im p era tiven  W ege nicht einwirken könne, diesen A n ­
spruch zu unterstützen bereit sei, und fa lls  eine A u s ­
gleichung nicht g e lin g t, sohin au f baldige leg is la tive  
R egelung  dieser Angelegenheit durch cm Reichsgesetz 
Bedacht nehmen werde.

U m  nun  den ad 3 )  angedcnteten A u sg le ich , sei cö 
durch V e re in b a ru n g  einer M o d a li tä t  über die R esundirung  
der erlaufenden K osten, sei cs durch V ere in b a ru n g  über 
die E n trich tung  eines jährlichen Pauschalbetrages zu erm ög­
lichen , stellte der T ries te r Landes -  Ausschuß den A n tra g , 
daß fü r  diesen Zweck eine mündliche Besprechung zwischen 
den Abgeordneten der Landes-AuSschüsse von K ra in , T rie s t, 
G ö rz  und Is t r ie n  in  T rie s t eingeleitet w e rd e , wobei jedes 
Land durch eine» gehörig zu instrnirendcn D e le g irte n  zu 
vertreten w äre .

D e r  Laudes-Ausschuß fü r  K ra in  hat diesem Wnnsche 
zu einer Conferenz a lle r betheiligten Landes - Ausschüsse in  
T rie s t F o lg e  gegeben, und es w urde , nachdem der G egen ­
stand der F ra g e  noch in  w eiterer A usd eh n un g , nämlich in  
B e zu g  einer R eorgan is iruu g  der G e b ä r -  und F in d elan sta lt 
in  K ra in  vorher in  der A uS schuß-S itzung  am  2 3 .  August 
1 8 6 2  einer eingehenden B e ra th n n g  unterzogen w u rd e , das 
L an de s-A u ss ch u ß-M itg lied  D r .  B le iw e is  m it der d ießfallö  
ih m  ertheilten In s tru c t io n , welche jedoch n u r lediglich die 
Ansichten des Landes - Ausschusses e n th ie lt, nach T rie s t zu 
der am  1. D e c . 1 8 6 2  aubcraum ten S itzu n g  entsendet, um  
daselbst, unter vo lle r Reserve der Beschlüsse deö hohen 
L a n d ta g e s , die E rk lä ru n g  in  der den Landesfond so ein­
greifend berührenden V e rh a n d lu n g  dahin abzugeben, daß 
d a , abgesehen von so vielen ändern vollkom m en berechtigten 
G rü n d e n , auch jede gesetzliche B a s is  den Ansprüchen der 
T ries te r S t a d t  -  C om m une fe h le , indem  weder durch die

a. H. Entschließung vom  1 4 . S e p t .  1 8 5 2  noch durch spätere 
k. k. M in is tc r ia l-V e ro rd n u n g e n  die b isher bestandene R e c i­
p ro c itä t zwischen den G e b ä r -  und F iilde lhäuseru  in  O ester­
reich aufgehoben w urde , der LandeS-Ausschuß so w ie frü h er  
die k. k. Landesregierung jede w ie im m er geartete B e itra g S -  
leistung fü r  die in  der T ries te r G e b ä r -  und F in d e la n s ta lt 
befindlichen, nach K ra in  zuständigen In d iv id u e n  ablehne.

I n  der obbesagte» Conferenz, welche am  1. D e c . l .  I .  
in  T rie s t unter dem Vorsitze des k. k. H osrathes H e rrn  
S ig m u n d  E d l. v. C o n ra d -C y b e s fe ld  und unter J n te rv e n i-  
rung  der LandeS-AnSschüsse von G ö r z ,  Is tr ie n  und K ra in  
und des Podest" von T rie s t sta ttfand , w urden  die Ansprüche 
der T rieste r S ta d t  -  C om m une folgenderm aßen bezeichnet: 

» )  F ü r  die V erp fleg u ng  der F in d lin g e , welche in  der 
A n sta lt geboren;

I«) fü r  solche, die außer der A n sta lt geboren , deren 
Zuständigkeit aber erw iesen; 

c )  fü r  F indelkinder der W in d e ,  deren Zuständigkeit nicht 
bekannt;

<l) fü r  Gebärende.
F ü r  A lle  w ird  der Ersatz p ro  p ra e tc r ito  a u f G ru n d ­

lage genannter d e ta illirte r Nachweisuugen augesprochen, und  
auch die B e itragS le istung  fü r  die Z u k u n ft.

A ls  G ru n d la g e  der Berechnung der Kostenansprüche 
fü r  die V erp fleg u ng  der F indelk inder der W in d e  p ro  p ra e -  
l e r i lo , d. j .  vom  I .  1 8 5 4  bis inclnsive 1 8 6 0 ,  w ird  die 
B evölkernngSzahl jedes b e te ilig te n  Landes, bei T rie s t aber 
doppelt in Anschlag gebracht.

H iernach en tfä llt der Ersatz a u f K r a in  a n f 1 4 1 .2 2 6  fl. 
B edeuteud größer w ird  sich natürlich  der an f K ra in  ent­
fallende Kostenbetrag b eziffern , w enn die noch folgenden  
J a h re  in  Verrechnung gebracht werden.

D e r  V e rtre te r des krainischen Landes - Ausschusses, 
geleitet von den Anschauungen desselben, daß das F in d e l­
und G e b ä r « HauSweseu aus m oralischen, sozialen und  
Pecuniären G rü n d en  einer rad icalen  R e fo rm  bedürfe, welche 
er d a rin  zn finden g la u b t, daß die F iu d e lan s ta lt in  K ra in  
a llm ä lig  au fzuheben, die G e b ä r - A nsta lt aber fo rta n  zu 
belassen w ä re , jedoch in  solcher R e o rg a n is a tio n , daß die 
VerpflegSgebühren w ie iu  den Krankenhäusern , jedoch nach 
einem ändern M o d n ö , und zw a r im  E inklänge m it  dein 
§ . 1 6 7  des allgem einen bürgerlichen Gesetzbuches vou den 
Verpflichteten  eingebracht w erd en , hat jede Ersatzleistung  
an die T ries te r C om m une pro  p ra e le rilo  aus diesem T it e l  
zurückgewieseu, eine Ersatzleistung der VerpflegSgebühren  
jedoch n u r fü r  die in dem G ebärhause verpflegten M ü t t e r  
und in  demselben geborenen K in d e r pro  fu lu ro  m it  den 
periodischen Nachweisungen, w ie fü r  in  S p itä le rn  verpflegte  
Kranke, n u r in  dem F a lle  möglicherweise in  Aussicht gestellt, 
wenn die beabsichtete R e fo rm  der G e b ä r -  Ansta lten  und  

‘ refpective der E in b rin g u n g  der VerpflegSgebühren von den 
Verpflichteten zu S ta n d e  gebracht w ir d ,  nm  dadurch die 
sonst unerschwinglichen Lasten dem LandeSsonde in  etw as  
zn m indern . Ebenso w urden  die Kosteuansprüche fü r  die 
in  offene F iu d e lw in d e  gelegten K in de r abgelehnt. E in e r  
R egelung  dieser Angelegenheit durch ein Reichsgesetz, w ie  
sie selbe der S ta a tS in in is te r iu  dem Erlasse vom  2 8 .  N o v .

! 1 8 6 1 ,  Z .  7 5 6 0 ,  andeu tet, w urde durch den hierländigcn  
D e le g irte n  nicht eiitgegengetreten.

D a  cö in  der kurzbemessenen F ris t der gegenwärtigen  
L andtags-S ession  dem Landes-Ausschusse nicht möglich w a r ,  
m it der V o rla g e  seiner R e fo rm -A n trä g e  bezüglich der F in d e l-  
nnd G e b ä r -A n s ta lt  in  Laibach vo r den hohen Landtag zu 
treten und diese der nächsten Session Vorbehalten werden  

! m u ß , so ist jedoch la u t neuerlicher, an das h ierländige



k. f . L an desreg ie rungs-P räsid ium  gerichteten und in  Abschrift 
dein Landes-Anöschnsse m itgetheilten N o te  deS k. k. S t a t t -  
H a lte rc i-P räs id in m s in  T rie s t ddo. 1 2 . F e b r. d. I . ,  Z .  1 0 3 ,  
dringend nothw endig , daß der hohe Landtag in B e zu g  der 
von der S tad tgem cinde T ries t fü r  die in  de» dortigen  
W o h lth ä tig ke itö  * Anstalten verpflegten Gebärenden und 
F in delk inder auö K ra in  erhobenen Ersatzansprüche seinen 
endgiltigen Beschluß fasse.

D e r  Landes-Ausschuß erlaub t sich iii dieser B eziehung  
daher nachstehenden A n tra g  zn ste llen:

D e r  hohe Landtag w olle  beschließen: D e r  Landtag in  
K r a in  lehnt die von dem LandeS-AuSschusse, respective der 
S tad tgem cinde T r ie f t  fü r  die in  der T ries te r G e b ü r-A n s ta lt  
aufgcno inm cnen , nach K ra in  zuständigen S c h w ä n g e rn , so 
w ie fü r  die vou solchen M ü t te r n  der F in d e l-A n s ta lt über­
gebenen oder in  die offene F in d e lw in d e  hinterlegten K inder  
an den krainischen LandeSsond gestellten Ersatzansprüche p ro  
p ra e te r ito , aber auch fü r  die Z u k u n ft iiifo lange a b ,  a ls  
das gegenwärtige P r in z ip  der F in d e l -  und G e b ä r-A n fta lte n  
aufrecht erhalten w ir d ."

P r ä s i d e n t :  D ie  G e n e ra l-D e b a tte  en tfä llt im  v o r­
liegenden F a l le ;  ich stelle also an die H e rre n  Abgeordneten  
die F r a g e ,  ob Je m a nd  das W o r t  wünscht?

B erichterst. D r .  B  l  e i w  e i s : H e r r  B ors itzender, ich 
w ürde m ir  e rlaub en , das Ersuche« an daö hohe H a u s  zu 
ste llen , daß ich eine kurze Skizze jener V erhand lun g en , 
welche in  der frü h e m  Z e it  m it der k. k. Landesregierung  
und der k. k. S ta tth a lte re i in  T rie s t gepflogen w u rd e » , hier 
vortragen  dürfte , w e il d araus zugleich die M o t iv e  entnom ­
men w erden , welche dem Beschlüsse deö Landes-AuSschttsseS 
anch der leitende Gedanke w are n , und welche ich auch, a ls  
die Anschauungen des Landes-Ausschusses vertre ten d , in  
T rie s t verfochten habe.

E s  ist in  diesem Expos«; zw a r nicht die M o t iv ir n n g ,  
welche den L an de s-A u ss ch u ß  jeden Anspruch abzulehnen  
veranlaß te , so genau angegeben, a ls  eS vielleicht erforderlich  
sein w i r d , d am it m an  das Ungesetzliche dieser Forderu ng  
auch leicht erkenne.

P r ä s i d e n t :  Ic h  werde das hohe H a n s  befrage». 
D e r  H e r r  A bg . D r .  B le iw e is  hat den A n tra g  gestellt, daß 
ih m  gestattet werde» m ö g e , eine kurze Skizze über die 
V o rg ä n g e , die dießsalls seinerzeit zwischen der Landes­
regierung » 111) der S ta tth a lte re i iit T rie s t stattgefnude» haben, 
vorzutragen.

A bg. D r .  T o  m a n :  Ic h  bitte u m  das W o r t ,  H e r r  
P rä s id en t. Ic h  g la u b e , das versieht sich von selbst, daß 
der B erich terstatter die M o t iv ir u n g  geben kann, w ie er w ill .

Berichterst. D r .  B l e i w e i s :  D ie  M o t iv ir n n g  ist ein 
selbstverständlicher P u n k t ; alle in  ich habe ersucht, auch eine 
S kizze der V e r h a n d l u n g e n  der k. k. Landesregierung, 
oder respective noch d am a ls  der S ta tth a lte re i in  K ra in , m it  
dein k. k. S ta tth a lte re i - P rä s id im »  in  T rie s t vorzntragen. 
E s  is t ,  w ie ich bem erkte, die M o t iv ir u n g  theilweisc auch 
eben aus diese» V erha nd lun g en  zn entnehmen.

P r ä s i d e n t :  Ic h  b it te , H e r r  Abgeordneter habe» 
I h r e n  V o r t ra g  geschloffen, und ich g la u b te , daß S ic  a ls  
B erich terstatter nichts m ehr zu sagen h ab e»; ans dieser 
Ursache habe ich die F rag e  wegen Z n la fs im g  dieses V o r ­
trages gestellt. Ic h  b itte , vorzntragen.

B erichterst. D r .  B l e i w e i s :  Ic h  erlaube m ir  vo r  
A lle m  eine möglichst kurze Skizze dieser V erhand lun g en , 
welche ich ans den R c g .-A c ten  geschöpft h ab e , dem hohen 
H ause zur K enntn iß  zn bringen.

D e r  A n la ß  der T ries te r Forderu ng  w a r  die a . H. 
E n t s c h l i e ß u n g  v o m  1 4 .  S e p t .  1 8 5 2 ,  m it  welcher 
angeordnet w u rd e , daß die Erfordernisse der W o h lth ä tig -

19

keitS-Anstalten in  Z u k u n ft nicht m ehr ans dem k. k. C a m e ra l-  
fonde bestritten, sondern überall an  das L a n d e S - B u d -  
g e t überwiesen werden.

M i t  der N o te  vom  9 . O cto ber 1 8 5 3 ,  Z .  9 6 5 3  (P r o t . *  
N r .  1 1 .4 6 2  der hies. S ta tth a lte re i) ,  ersuchte die k. k. T rie s te r  
S ta tth a lte re i in  T rie s t um  die V e r fü g u n g , daß die zu r  
E rh a ltu n g  der T ries te r G e b ä r -  und F in d e l-A n s ta lt ans das  
Land K ra in  approx im ativ  berechnete Tan gente  p r. 1 3 9 0 1  f l.  
pro 1 8 " / , ,  in  m onatlicher R a te  p r. 1 1 5 8  f l .  2 5  kr. an  
den T ries te r Landesfond abgeführt werde.

D ie  hiesige S ta tth a lte re i lehnte diese A n fo rderung  deß» 
halb a b :  1. w e il bei der Feststellung deö L a n d e s -B u d g e ts  
pro 1 8 5 4  auf die Bedeckung dieser unvorhergesehenen A u slag e  
nicht vorgedacht w u rd e , und w e il fü r  h ierländige A ngehö­
rige überhaupt n u r dann eine Z a h lu n g  geleistet w erden  
könnte, wenn, w ie fü r  die im  T rieste r K r a n k e n  H a u s e  
behandelten K ra in e r , auch über die in der T ries te r G ebär«  
n»d F in d e l ■ A nsta lt verpflegten , nach K ra in  zuständigen 
W e ib e r und F in d lin g e  v i e r t e l j ä h r i g e ,  nach p o l i ­
t i s c h e n  B e z i r k e n  abgetheilte Ausw eise versaßt und  
hieher geleitet w erden , in  welchen N a m e n ,  G e b u r t s ­
o r t ,  ' S t a u b ,  A l t e r  der P a r t e i , die D a u e r  der 
genossenen V erp fleg u ng  nnd die entfallende V e r p f l e g s -  
g e b ü h r  ersichtlich zu machen sind. D ic  hiernach q u a r ­
t a l w e i s e  nachgewiesenen Verpflegskoste» w ürden  dann  
von den Z a h l u n g s p f l i c h t i g e »  P a r t e i e n  einge­
bracht , und i n s o f e r n e  sie arn in ths ha lb er uneinbringlich  
sind, an s  dem k r a i n i s c h e n  L a n d e s f o n d e  vergütet 
w erde». Zugleich wendete sich die krain. S ta tth a lte re i an  
da« k. k. M in is te r iu m  des In n e r n  m it  der A n fra g e , w ie  
die erforderliche Bedeckung dieses neuen Erfordernisses zu 
bewerkstelligen sei.

M i t  E r la ß  vom  6 . D  e c. 1 8 5 3 ,  Z .  2 9 .7 1 5 ,  bedeu­
tete das k. k. M in is te n « !«  des In n e r n  auf diese F ra g e  der 
krainischen S ta t th a lte r e i ,  daß cs

1 . b illig  erscheine, daß K ra in  zu den Erhaltungskosten  
der T rieste r Anstalten in  einem b illigen  Verhältn isse  
b e itrag e ; daß aber

2 . die Ansprüche a u f g e n a u e  N a c h w e i s  u n g e n  zu 
bafiren sind (und  zw a r g a n z  und w ö r t l i c h  der­
a r t ,  w ie in  der obigen N o te  der kra in . S ta tth a lte re i  
die Ausweise v ierte ljäh rig  u . s. w . van  der T ries te r  
S ta tth a lte re i ve rlan g t w e rd e n );

3 . die Bedeckung pro 1 8 5 4  dürfte aus de» vo» 1 8 5 3  
erübrigte» Stciierznschlägcn und ander» L an desm itte ln , 
dann aus E rsparungen von 1 8 5 4  geleistet werden. 

E in e  nachträgliche U m lage dieser A uslagen  p ro  1 8 5 4
darf jedoch nicht stattfiudeu, —  im  äußersten F a lle  m üßte  
die V e rg ü tu n g  pro  1 8 5 4  ans dem B u d g e t pro  1 8 5 5  nach­
träglich der T ries te r Stadtcasse vergütet werden.

M it te ls t  N o te  vom  2 5 .  F e b r .  1 8 5 4 ,  Z .  1 0 8 6 ,  
urg irte  die T riester S ta tth a lte re i die B e itra g s  -  Tan gente  
pro N ovem ber und D ceem ber 1 8 5 3  und J ä n n e r 1 8 5 4 ,  
im  B e tra g e  p r. 3 4 7 5  f l. 1 5  kr.

M i t  N o te  vom  1 3 . M ä r z  1 8 5 4 ,  Z .  2 3 2 4 ,  ü be rm it­
telte zw a r die hiesige S ta tth a lte re i ans dem kra in . Landcs- 
C onciirreiizfo iidc einen monatlichen V e r la g  von 1 1 5 8  f l.  
2 5  kr. E .  M .  nach T r ie s t ,  —  sagt aber in  der Zuschrift, 
daß sie unter E in e m  an das M in is te r iu m  eine G egenvor­
stellung machen werde.

A m  1 7 . M ä r z  1 8 5 4 ,  Z .  3 4 3 2 ,  machte die kra in . 
S ta tth a lte re i an das k. k. M in is te r iu m  deö In n e r n ,  zum  
E r la ß  vom  6 . D e c . 1 8 5 3 ,  eine V o r s t e l l u n g  g e g e n  
d i e  E n t r i c h t u n g  der B e iträ g e  fü r  die G e b ä r -  und  
F in d e l-A n s ta lt  in  T r ie s t ,  —  und hebt d a rin  h ervor, daß



80

nicht die W e ib e r und K in d e r von K ra in  Z u flu ch t nehmen 
zu r T ries te r G e b ä r -  und F in d e l - A n s t a l t ,  sondern k r a i -  
n i s c h e  W e i b s p e r s o n e n  der d i e n e n d e n  C  l  a s s e 
gehen der S ta d t  T rie s t z u ,  treten dort in  D i e n s t e  und 
verw eilen  daselbst J a h re  la n g ,  w ährend welcher Z e it  sie 
schwanger w e rd e n , und dann e i n g e b o r n e  T r i e s t e r  
S t a d t k i n d e r  zur W e lt  bringen.

Ebenso sind die F in d lin g e  meistens T rieste r K in der, 
welche der F indelpflege dort verfa llen .

K r a in  hat f e i n e n  N u t z e n  v o n  d e r  T r i e s t e r  
G e b ä r-  und F in d e l-A n s ta lt , w o h l aber hat cs wegen der 
N ä h e  von T rie s t in  gedachter B cziehnng den N a c h t h e i l ,  daß 
die krain . B evö lkerung  dahin  angelockt w ir d ,  und sehr 
häufig  physisch und moralisch verdorben »ach K ra in  zurück­
kehrt —  und dem G e b u rts lan d e  g ar häufig  a ls  eine b le i­
bende B ü rd e  zur Last fä llt .

U n te r diesen krainischen W eibspersonen mögen anch 
m ehrere solche se in , welche durch 1 0 jä h rig e n  A u fe n th a lt j 
oder anderw eitige G rü n d u n g  des W ohnsitzes schon nach 
T rie s t a ls  Einheimische angehören —  seltener ist eS der 
F a l l ,  daß eine krainische W eibsperson  im  Zustande v o r ­
g e r ü c k t e r  S c h w a n g e r s c h a f t  nach T rie s t g e h t, um  
d ort zu entbinden.

G a n z  und g ar aber lieg t die A n fo rderung  n n v e r  -  
r e c h n e t e t  j ä h r l i c h e r  P a u s c h a l z a h l u n g e n ,  w ie  
sie T rie s t s te llt, n i c h t  im  S in n e  der M in is te r ia l-V e r o r d -  
n u n g , welche n u r die Zusendung m onatlicher V  e r  l  ä g c 
gegen r e c h n u n g s m ä ß i g e  V  e r w  e n  d n n g s - N  ach - 
W e i s u n g  verschreibt.

A u s  allen  diesen G rü n d e n  ersnchte die kra in . S t a t t -  
h a lte rc i, u m  Loszühlnng vou dieser ihn  ebenso em pfindlich  
a ls  u n b illig  treffenden Z a h lu n g .

M i t  N o te  vom  2 7 .  F e b ru a r 1 8 5 4 ,  Z .  1 7 8 5 ,  schreibt 
die T ries te r S ta t th a lte r n  an die krainische, daß die in d i­
viduelle Q u a r ta ls  - Nachweisung hinsichtlich der B e iträ g e  
K ra in s  fü r  die T ries te r G e b ä r -  und F in d e la n s ta lt , w ie  
diese sie verlan g t und auch das H. M in is te r iu m  im  obigen 
Erlasse sie a n o rd n e t, n ic h t  t h n n t i ch se i, sich daher die 
S ta t th a lte r n  K ra in s  m it summarischen Jahresabrechnungen  
begnügen möchte.

M i t  N o te  vom  2 2 . J u n i  1 8 5 4 ,  Z .  1 0 4 8 ,  verlangt 
die T ries te r S ta t th a lte r n  w iederholt um  die Zusendung  
eines B e tra g e s  fü r  die T ries te r G e b ä r- und F in d e l-A n s ta lt  
p r. 8 1 0 8  f l. 5 5  kr. fü r  den Z e itra u m  vom  D eecm ber 1 8 5 3  
bis  iuc l. J u n i 1 8 5 4 .  D ie  h ierländige Landesregierung  
ersucht um  Z u w a r tu n g , b is  das M in is te r iu m  darüber ent­
schieden haben w ird .

D e r  M in is te r ia l -E r la ß  vom  1 3 . A u g . 1 8 5 4 ,  Z .  1 3 1 0 6 ,  
enthebt K r a in  von der Z a h lu n g  der B e iträ g e  fü r  die G e -  
b ä r- und F in d e l-A n s ta lt  in  T r ie s t , indem  es sag t: „daß  
eine B e itrag s le is tn n g  der die G e b ä r- und F in d e l-A n s ta l t  
eines O r te s  oder Landes benützenden N a c h b a r l ä n d e r  
d erm al g e s e t z l i c h  n i c h t  b e s t e h t .

H ie ra n s  verlan g t die kra in . Landesregierung den am  
2 2 .  M ä r z  1 8 5 4  nach T rie s t bereits abgesührten B e itra g  
px. 1 1 5 8  st. 2 5  kr. zurück.

D ie  T rieste r S ta t th a lte r n  sagt m it  N o te  vom  2 2 .  
D ezem ber 1 8 5 4 ,  Z .  8 9 2 5 ,  daß es dieses wegen m ißlicher 
financ ie lle r Lage nicht th im  könne, ehevor nicht die dicß- 
fä llig c  E rled ig u n g  vom  M in is te r iu m  herablaugt.

Nach m ehreren gewechselten N o ten  w urde endlich jener 
B e tra g  der fra iit .  Landesregierung resundirt.

A m  2 6 .  J u n i  1 8 6 0 ,  Z .  1 0 9 4 8 ,  la n g t vom  H. M i ­
n is terium  des In n e r n  in F o lg e  eines von der S tad tgeine indc  
T rie s t kiugebrachtcn Majestätsgesuches ein E r la ß  an  die 
krs in . Landesregierung herab m it dem A u fträ g e : sich z»

ä u ß e rn , w e l c h e n  B e t r a g  der kra in . Landessond a ls  
eine A r t  p r o  v. A u s h i l f e  —  b i s z u r  d e f i n i t i ­
v e n  A u s t r a g u n g  des Gegenstandes zur B estre itung  
der T rieste r G e b ä r- und F in d e l-A n s ta lt p ro  1 8 6 1  —  b il-  
ligerweise verpflichtet werden könnte.

M i t  dem B erichte vom  4 . F e b ru a r 1 8 6 0 ,  Z .  1 7 8 6 ,  
ersucht die h ierländige Landesregierung a b e r m a l s  u m  
die B e fre iu n g  von jeder B e itrag s le is tn n g  und m o tiv ir t  diese 
ihre V o rste llu ng  m it  den schon bekannten G rü n d e n , hebt 
aber anch das U  n g e f c tz I  i ch e dieser F orderu ng  hervor.

D a s  ist eine kurze Skizze der V erha nd lun g en  der 
krain . Landesregierung m it  dem S ta tth a lte re i - P rä s id iu m  
in  T ries t.

A u s  diesen V erha nd lun g en  ist ersichtlich, daß die k. k. 
Landesregierung stets w a n n  die Interessen des Landes ver­
treten h a t ,  trotzdem vom  M in is te r iu m  eine bedeutende 
Pression ans dieselbe geübt w urde.

N u n , meine H e r re n , kom m t die A bw ehr an die L a n - 
destiertre tuug , welche die V e rw a ltu n g  des Laiidesfoudes  
übernom m en hat und an welche die Eo inm nne T rie s t eine 
F orderu ng  von 1 4 1 .2 2 6  f l .  p ro  p n ie te rito  stellt. D e r  
Landes - Ausschuß hat diesen Gegenstand einer reiflichen  
Uefacrlegung unterzogen und besonders die G rü n d e  hervor­
gehoben , welche schlagend sein d ü r fte n , daß m an an K r a in ,  
rcspcct. dem krain . LandeSfond, diese F orderu ng  nicht stellen 
könne. E s  ist w a h r , die a lle rh . Entschließung vom  1 4 .  
S eptem ber 1 8 5 2  hat die F in d e l-  und G eb är-A nsta lten  a ls  
Landes - Anstalten e rk lä r t , und dadurch sind sie ans dem  
früheren V erhä ltn iss e , wo sie S ta a ts -A n s ta lte n  w aren , 
herausgetreten.

A lle in  m it  dieser a llerh . Entschließung ist die R  e c i - 
p r o c i t ä t  m it  den ändern Ländern  n ic h t  aufgehoben  
w o rd e n , —  und das ist die noch im m er gütige B a s is .  
I n  dieser B eziehung erlaube ich m ir  zu r A u fk lärun g  dem
H. H a n fe  die G epflogenheit m itzu th e ile n , welche in  B e zu g  
au f die B e h a n d lu n g  der Verpflegungsgebühren  zwischen den 
einzelnen Ländern stattfindet. E s  ist hier ein wesentlicher 
Unterschied zwischen denjenigen In d iv id u e n , welche a ls  
K r a n k e  in ein K rankenhaus kom m en, und zwischen den 
In d iv id u e n , welche in  das G e b ä r  H a u s  oder in  die 
F i n d e l - A n s t a l t  kommen.

In d iv id u e n ,  welche in  das Krankenhaus komm en, 
werden daselbst ausgenom m en; können sie selbst za h le n , so 
zahlen sie, oder es w ird  von den Verpflichteten die Z a h lu n g  
eingchoben, wenn sie zah lungsfäh ig  sind. I n  dieser R c e i-  
pro c itä t befinden w ir  u ns  m it  a l l e n  K ron län de rn  O ester­
reichs und d arin  ergehen sich auch die bedeutenden K o rre ­
spondenzen , welche w ir  m it  den verschiedenen Landes-A nS -  
fchüffen haben. D ie jen ige n  n u r , welche durch ein legales  
A rm uthszcuguiß  Nachweisen, daß sic nicht zah lungsfäh ig  
f in d , fa llen  dein Laudesfoude zur Last. —  A lle in  ganz 
anders ist es m it  den G e b ä r-  und F in d e l -  A n sta lte n ; von  
den in  diese Anstalten aufgenom m enen In d iv id u e n  w ird ,

! anßer den w en ig e n , welche in  die sogenannte zahlende A b -  
: theilung kom m en , keine Z a h lu n g  verlangt. E in  Land fv r -  
i b e it vom  ändern in  dieser B eziehung  keinen E rs a tz , es ist 
; da N ee iproe itä t und auf diese gründet sich das gegenwär­

tige P r in c ip  der G e b ä r- und F in d e l-A n sta lten . Auch hat 
wirklich kein Landesfond bisher einen Anspruch an unferm  
LandeSfond erhoben; auch w ir  haben fü r  die fremdländischen  
S chw ängern  keine F orderu ng  an d erw ärts  gestellt —  n u r  
T rie s t t r i t t  m it  dieser bedeutenden F ord e ru n g  an uns heran.

D ie ß  ist auch die Veranlassung gewesen, daß der 
LandeS-Ausfchuß die gegenwärtige In s t itu t io n  der G e b ä r*  
und F in d e l - Anstalten in  reifliche E rw ä g u n g  gezogen hat. 
E s  ist eine V o r la g e  dießsalls vorbereitet w o rd e n ; a lle in



sic ist von so großer T ra g w e ite , w e il sie eine vollkommene 
R  c o r  g a n i s i r  n n g dieser Anstalten erstrebt, daß cs in  
der gegenwärtigen Landtagsscssion nicht möglich w a r ,  die­
selbe zum  V o rträ g e  zu bringen. D e r  L andes-A usschuß  
aber w ird  dieselbe in  der nächsten Session in  B c rh an d lu n g  
bringen.

I m  Angesichte solcher A n fo rd eru n g e n , die w ir  fü r  
Schw angere und F in d lin g e  aus unserem Landcsfondc zu 
leisten h ä tte n , müssen w ir  w o h l diese F ra g e  in  ernste E r -  
wügnng ziehen, sowie cs auch schon einige andere Landtage  
gemacht haben. W i r  haben zu bedenken, daß nicht n u r  
T rie s t an 3 0 .0 0 0  fl. jährlich  fü r  solche W e ib e r und K in der  
von uns v e r la n g t, —  w ir  haben zu bedenken, daß unsere 
eigene G e b ä r- und F in d clan sta lt im  P rä lim in a re  m it  2 7  b is
2 8 ,0 0 0  fl. beziffert ist. M e in e  H e r r e n ! das ist eine S u m m e ,  
die großcnthcils unseren Landcsfond zu verschlingen droht, 
und w ir  werden in  E rw ä g u n g  zu ziehen h ab en , ob w ir  
bei dem sogenannten „ k a t h o l i s c h e n "  P rin c ip e  der F in d c l-  
und G cb är-A ns ta ltcn  bleiben sollen —  denn so w ird  dieses 
P rin c ip  g en an nt, welches zuerst die F i n d c l h ä u s c r  ein- 
g c fü h rt, welches aber in  I t a l ie n  durch die offene F in d c l-  
windc sich noch viel höher potcnzirt hat —  ob w ir  nämlich  
beim „katholischen" P rin c ip e  werden stehen bleiben oder 
eben zu dem „ p r o t e s t a n t i s c h e n "  übergehen, welches 
k e i n e  Findclhüuser kennt. Ic h  g la u b e , unser Land w ird  
dadurch zu keinem protestantischen w erde», wenn w ir  diese w o h l-  
begründete R corgnn is irnng  unserer G e b ä r- und F in d e l-A n ­
stalten anstreben. D a s  habe ich geglaubt in  Kürze an fü h - 
rcn zu sollen zur M o t iv ir n n g  dessen, daß in Z u k u n ft jeden­
fa lls  eine R  c o r g a n i s i r  u n g d i e s e r  A n s t a l t e n  
nothwcndig werden w ird .

Ic h  habe frü h er vor A llem  hcrvorgchobcn, daß durch 
die aller!). Entschließung vom  1 4 . S ep tem ber 1 8 5 2 ,  in  
F o lg e  deren die W o h lth ä tig kc its -A n sta ltcu  aufgchört haben, 
S ta a ts a n s ta ltc n  zu sein und Landcsanstalten geworden sind, 
daß durch diese allcrh . Entschließung die N c c i p r o c i t ä t  
zwischen den einzelnen Ländern nicht aufgehoben worden ist. 
D a s  hat die Landesregierung schon vo r J a h re n  betont und 
das betont auch der Landes - A usschuß; —  cS feh lt daher 
der T ries te r S tad tco m m un e rcspcctive dem T ricstc r Landes- 
Ausschüsse eine g e s e t z l i c h e  B a s i s  zu dieser F o rde ru ng .

Abgesehen d a v o n , daß diese R e c ip roc itä t zwischen den 
einzelnen Ländern noch zu Recht besteht —  w e il sie durch 
kein Gesetz aufgehoben worden ist und factisch ansgettbt 
w ir d ,  —  abgesehen davon macht sich die T rics tc r S ta d t -  
conim unc die Sache auch gar zu bequem. D ie  Landes­
regierung ist schon frü h er d ara u f bestanden, w enn sic etw as  
zahlen s o ll, so liefere m an  ih r  die g e n a u e n  R a c h w c i -  
j u n g e n  fü r  die In d iv id u e n , fü r  welche sie eine Z a h lu n g  
leisten soll.

E in  M in is tc r ia l-E r la ß  vom  G. D cccm ber 1 8 5 3  fo r ­
dert daö nämliche und besagt ausdrücklich, daß solche q u a r­
talweise Nachweisungcn geliefert werden sollen. D ie  T ricstc r  
C om m une erklärte sich außer S t a n d , solche Nachweisungcn  
zu l ie fe rn , fordert aber doch diese enormen B e trä g e .

D ie  T ricstc r C om m une hebt w eiter h e rv o r , daß eine 
große W o h lth a t fü r  K ra in  dadurch bestehe, daß ein großer 
T h e il  der weiblichen B evö lkerung  sich nach T rie s t begibt 
nnd dort A rb e it und Lohn findet. D a ö  ist w a h r ,  alle in  
d a fü r m uß unsere weibliche B evö lkerung  a r b e i t e n ,  daher 
sie einen Lohn umsonst nicht bekom m t, indem  sic D ienste  
leistet der S ta d t  T ries t.

N u n  aber leh rt uns die E r fa h r u n g ,  daß in  allen  
größeren S e e - und Hafenstädten die C o rru p tio n  eine große 
sei. Unsere W eibspersonen kommen h inein  und verfallen  
derselben.
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W ie  kann m an nun bezüglich derjenigen Personen, 
welche in  T rie s t sich vielleicht mehrere J a h r e ,  oder wenn  
auch n u r  kürzere Z e it  im  D ienste a u fh a ltc n , die A n fo rd e ­
rung stellen, daß u n s e r  Landesfond fü r  diese K in d e r, 
welche nichts anderes a ls  T  r  i c st c r  S t a d t k i n d e r ,  
und zw ar K in de r der N a t i o n a l i t ä t e n  a l l e r  W e l t -  
t h c i l c  si nd,  zahlen solle?

N u r  ein kleiner T h e il  von solchen In d iv id u e n  ist es, 
welche aus K r a i n  schwanger nach T rie s t gehen, um  dort 
zu en tb in d en , und diese sind eö vorzüglich aus den drei 
an T rie s t angrenzenden B ezirken. D ie  übrigen 2 7  Bezirke  
werden ihre Früchte w oh l vielleicht seltener h in tragen. N im  
müssen w ir  auch bedenken, wenn diese In d iv id u e n  in  T rie s t  
der C o rru p tio n  v e rfa lle n , so kehren sic dann o ft in  den 
späteren J a h ren  physisch nnd moralisch verdorben in  unsere 
H e im a t zurück.

N u n  , meine H e r r e n , dadurch werden uns neue Lasten 
anfgcbttrdct, denn unser K ran ke n h au s , unsere C orrec tions - 
A nsta lt w ird  dam it ü b e rfü llt ,  unser P ro le ta r ia t  dadurch 
verm ehrt.

E s  ist w a h r ,  die S ta d t-C o m m n n e  T rie s t hat dadurch 
eine große L a s t, alle in  bedenken m uß sic doch w o h l,  daß 
sic ein F re ih a fen  is t , daß sic daher alle die d am it verbun­
denen P riv ile g ie n  und E inkünfte h a t ,  daher sic w oh l dann  
auch alle die Lasten tragen müsse, welche n u r die C o n -  
s c q u c n z c n  dieser P riv ile g ie n  sind. K ra in  befindet sich 
ja  auch in  einer exceptioncllen Lage in  dieser B e z ie hu n g , 
wenn w ir  z. B .  n u r unsere V orspannsgcbühr - Leistungen, 
wenn w ir  unsere M ilitä rb e q u a r tie ru n g  berücksichtigen.

Ic h  w il l  nicht davon re de n , daß cs in  Aussicht steht, 
daß K ra in  dieser Last enthoben w ir d ; a l le in , sobald w ir  
viel M i l i t ä r  auch vielleicht in  der Z u k u n ft haben w erden, 
w ird  unser G eb ärh a ns und unsere syphilitische K rankcnhauö- 
Abthcilnng  im m e r große Lasten zu tragen h aben , welche 
aus dem Landcsfondc werden bestritten werden müssen.

I n  T rie s t ist übrigens noch ein anderes V c rh ä ltn iß  m it 
der G cb ära n sta lt und natürlich ein ganz besonderes m it der 
offenen F in d e lw in de .

Unsere Schw angeren werden wirklich angczogcn, lieber 
nach T rie s t zu gehen, a ls  in  unsere G c b ä r-A n s ta lt. D e r  
G ru n d  ist d e r , daß sic dort vielleicht —  m an hat cs m ir  
nicht so genau zu sagen gewußt —  f r ü h e r , also nicht erst 
in  den letzten W ochen der Schwangerschaft, schon in  das  
G eb ärh a ns  ausgenommen werden. Gesetzt nun den F a l l ,  
sie werden vielleicht schon im  7 . oder 8 . M o n a t  ausge­
nom m en , so leben sic dort lange Z e it  au f unsere Kosten.

W ie  sehr werden die A uslagen  eines solchen G e b ä r-  
hauscs dann vertheuert!

D a n n  zah lt das G ebärhans in T rie s t die A m m e n  
viel besser; bei u ns  sind diejenigen W eibspersonen , welche 
in  unserer G e b ä r-A n s ta lt entb inden, drei M o n a te  verpflichtet, 
unentgeltlich Am mendicnstc zu verrichten; in  T rie s t werden  
ihnen m onatlich 3  f l .  gezahlt —  das lockt sie, und so komm t 
c s , daß diese In d iv id u e n  nicht bloß 3  M o n a t e , sondern 
auch G M o n a te  und oft auch ein volles J a h r  d a rin  bleiben, 
und d a ö , meine H e r re n , sollen w ir  nun  alles zahlen?

V o n  der offenen F in d e lw in d c , da w il l  ich natürlich  
schon gar nichts reden; aber gewiß ist c s , w ie  daö hohe 
H a u s  ans dem Berichte w ird  entnom m en h ab en , daß in  
die offene F in d c lw in de  alles hineingelegt w ir d ,  w as  n u r  
hineingclegt werden w i l l ,  eheliche oder uneheliche K in de r  
—  denn auch so w ird  m a n ip u l ir t ,  daß eheliche K in de r h in -  
eingelegt w erd en ; dann komm t die M u t te r  und h o lt sich 
ein K in d  w ie d e r; werden ih r  die Bcrpflegsgcbühren gezahlt, 
so kom m t ih r  die E rh a ltu n g  des K indes u m  so le ich ter;

4
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ob sie ih r  K in d  bekommt oder ein anderes, daran  lie g t ih r
vielleicht nicht so vie l.

D a  nun  fü r  die offene F in d e lw in de  k e i n  K r i t e ­
r i u m  besteht, w ie v ie l m an au f irgend ein Land von  
dieser Last w älzen  könne, so hat eS sich die T rieste r S ta d t -  
C om m une ganz bequem gemacht und hat uns d i e B e v ö l k c -  
r u n g s z a h l  der nachbarlichen Länder a ls  B a s is  ange­
n o m m en ; nach dem Durchschnitte der B evö lkerung  werden  
dann auch die Kosten fü r  F in d lin g e , welche in  die offene 
F in d e lw in d e  gelegt w e rd e n , berechnet, und darnach auch 
natürlich  die G ebühren fü r  das einzelne Land.

Ic h  g la u b e , daß unsere krainische B evö lkerung  nicht
so dem oralis irt worden is t , daß m an  uns geradezu, w ie  
die T rieste r B e v ö lk e ru n g , in  den nämlichen T o p f  w erfen  
könnte , und unsere F in d lin g e  nach unserer B e vö lkerun g s- 
zah l berechnen könnte.

D e r  letzte G ru n d  endlich, welchen ich bei der Conserenz 
in  T rie s t noch über A u ftra g  des Landes - Ausschusses habe 
verfechten zn müssen g eg la u b t, ist d e r , daß eilt großer 
T h e il  der T  r  i e st e r  F in d lin g e  von k r  a i  n  i  s ch c n P fleg e - 
ä ltern  in  die V erp fleg u ng  genommen w ird . W a r u m ? 
D e ß b a lb ,  w e il sie fü r  d i e s e  F in d lin g e  besser gezahlt 
w e rd e n , a ls  fü r  die u n s e r» ; unsere P fleg eä lte rn  gehen d a ­
her gerne nach T r i e f t ,  w e il sic dadurch eine größere Z a h ­
lun g  erreichen. N u n ,  meine H e r re n , bleiben diese F in d ­
linge nach A b la u f der u orm alm äß ig eu  1 0 jä h rig e n  B e rp fle g s - 
zeit in  K r a m ,  werden Landesangehörige und fa l le n , w e il 
sie in  der R ege l n u r das P ro le ta r ia t  verm ehren , den G e ­
meinden des L a « d e s , und wenn sic erkranken oder wegen 
ih res liederlichen Lebenswandels dem Krankenhaus« oder 
dem Corrcetionshause verfa llen , dem L a n d e s f o n  d e zu r  
L a s t; daher der Landes -  Ausschuß in  dieser B eziehung die 
E rk lä ru n g  dahin  abgegeben h a t ,  d a ß , w enn die T ries te r  
S ta d tc o m m u n e  nicht abstehen sollte von ihren  A n fo rd e ru n ­
gen , K ra in  genöthigt w ä r e , Repressalien zu ü b e n , wegen 
dieser U cberfluthung unseres Landes m it den T ries te r F in d ­
lingen .

D i e ß ,  hohes H a n s ,  w aren  die G rü n d e , welche den 
Landes - Ausschuß geleitet h ab en , daß er bei der Confcrenz 
in  T r ie s t ,  natürlich n u r a ls  Ausspruch seiner A nsicht, die 
A  b l  c h n u n g der besagten Ersatzansprüche beantragte, und 
daß er in  der heutigen S itzu n g  den A n tra g  stellt:

D e r  hohe Landtag w olle  beschließen:

„ D e r  Landtag in  K ra in  lehnt die von dem LandeS- 
Ansschnsse respet. der S tad tgem einde T rie s t fü r  die in  der 
T rieste r G e b ä r-A n s ta lt anfgenom m enen, nach K ra in  zustän­
digen S c h w ä n g e rn , sowie fü r  die vou solchen M ü tte r n  der 
F in d e l -  A n sta lt übergebenen oder in die offene F in d e lw in d e  
hinterlegten K in d e r an den krainifchen Landesfoud gestellten 
Ersatzansprüche pro  p ra e te r ito , aber auch fü r  die Z u k u n ft  
in fo lange a b ,  a ls  das gegenwärtige P r in e ip  der F in d c l-  
nnd G eb är-A ns ta lten  aufrecht erhalten w ird ."

P r ä s i d e n t :  Ic h  eröffne die D e b a tte  über diesen 
Gegenstand. W ünscht Je m a nd  von den H e rre n  das W o r t ?  
(R a d ) einer P ause .) W e n n  nicht, so bin  ich in  der Lage, 
über den A n tra g  des Landes -  Ausschusses abstimm en zn 
lassen. D e r  H e r r  Berichterstatter hat denselben soeben ver­
lesen, auch liegt er den einzelnen M itg lie d e rn  schriftlich vo r, 
ich bin  daher in  der L a g e , zur Abstim m ung zu schreiten. 
Jene H e r r e n , welche m it  diesem A n träge  des L an de S -A n s- 
schusses einverstanden sind, bitte ich, sich zu erheben. ( D i e  
V ersa m m lu ng  erhebt sich, er ist c i n st i m  in i g angenom m en.)

Berichterst. D r .  B  l  e i w  e i s : Ic h  erlaube m ir  n u r  
zu bem erken, daß dem V ernehm en nach, der Landtag von  
Is tr ie n  daS N äm liche beschlossen habe.

P r ä s i d e n t :  E S  w äre  noch ein Gegenstand ans 
der T a g e s o rd n u n g , ich bin  jedoch von mehreren verehrten  
Abgeordneten ersucht w o rd e n , diesen Gegenstand ans die 
Nächste Tageso rd n un g  zu verschieben,' welchem V e rla n g e n  
ich som it entspreche. A ls  nächsten S itzun g ötag  bestimme ich 
M o r g e n , S tn n d e  1 0  U h r . Gegenstände der T a g e s o rd ­
nung sind fo lgende:

1 . Fortsetzung der heutigen T a g e s o rd n u n g , nämlich  
A n tra g  des Landes -  Ausschusses auf B e w illig u n g  einer 
N a c h tra g s -D o ta tio n  p r. 2 7 8 3  fl. 2  %  kr. aus dem G ru n d -  
entlastungssonde.

2 . A n tra g  bezüglich des Brückenbaues über den S a v e -  
F lu ß  bei G nrkfe ld .

3 .  V o r tra g  des R e g u la tiv s  fü r  das M o o rb re n n e n .
4 .  A n tra g  des Landes-AuSschnsses auf B e lastu ng  der 

persönlichen Z u la g e  fü r  H e rrn  D r .  Z h u b e r ; endlich
B erich t über das Gesuch der Protocollisteus - W itw e  

von G a r ib o ld i,  um  Belassung des E rziehungbeitrages fü r  
ihre Tochter. I s t  etw as dießfallS zu e r in n e rn ? (R ach  

I einer P an se .) W e n n  n ich t, schließe ich die S itzu n g .

(Schlusr der Sitzung 2  Uhr 1 5  M in u te n .)
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